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Oſterreich vor der Entſcheidung 


Don Dr. Heinz von Paller, Klagenfurt 


Wenn der amerikaniſche Schatzamtsſekretär Andrew Mellon 
vor einiger Zeit in einer Rede feſtſtellte, daß der Zuſammenbruch 
der öſterreichiſchn Creditanſtalt der Auftakt zur kataſtro⸗ 
phalen Entwicklung der Weltwirtſchaft war, fo war der Zuſammen⸗ 
bruch dieſes großen, in ſeinen finanziellen Auswirkungen weit über 
den gegenwärtigen deutſchöſterreichiſchen Staat hinausreichenden 
Bankinſtitutes für Öfterreich von noch weit größeren, weſentlich 
weitreichenderen wirtſchaftlichen, ſozialen und politiſchen Auswir⸗ 
kungen. Der raſche Entſchluß der damaligen Regierung, dem not=- 
leidenden Bankinſtitut zu Hilfe zu eilen und damit den plötzlichen 
Suſammenbruch ganzer Wirtſchaftszweige, der eine ungeheure Pers 
mehrung der Arbeitsloſigkeit zur Folge gehabt hätte, zu verhindern, 
hat ſich freilich nun, nachdem wir die Entwicklung klarer über⸗ 
ſehen, als ein Irrtum erwieſen. Der öſterreichiſche Staat verfügte 
nicht mehr über die wirtſchaftliche Kraft, auf die Dauer dieſes 
große Bankinſtitut zu ſanieren, ohne in ſeinen finanziellen Grund⸗ 
feſten erſchüttert zu werden. Es hat ſich ſchließlich herausgeſtellt, 
daß ein großer Teil der dem Konzern der Creditanſtalt angehören- 
den Unternehmungen nicht mehr zu halten ift und daß der Per- 
juh, mit den Auslandsgläubigern der Creditanftalt zu einem für 
den Staat günſtigen Ergebnis zu kommen, ſchwere außenpolitiſche 
und wirtſchaftliche Folgen mit ſich bringt. Dazu kommt noch, daß 
die allgemeine weltwirtſchaftliche Kriſe und im beſonderen die 
durch den Diktatvertrag von St. Germain verſchärfte Lage Öiter- 
reichs, das außerordentliche Anwachſen der Arbeitsloſigkeit, der 
rapide Rückgang der Staatseinnahmen und die durch die autarki⸗ 
ſchen Beſtrebungen der mitteleuropäiſchen Staaten ſich immer mehr 
verſchlechternde Handelsbilanz die verantwortlichen Stellen der Re⸗ 
gierung vor die Löſung von Fragen ſtellte, die noch dazu durch 
ſcharfe innerpolitiſche Spannungen vermehrt wurden. 


Bereits vor Monaten ſah fih die öſterreichiſche Bundesregie- 
rung veranlaßt, an den Völkerbund das Erſuchen zu ſtellen, die 
Lage Öfterreihs zwecks Aufnahme einer internationalen Anleihe 
zu prüfen und die Mittel und Methoden für eine Anderung des 
mitteleuropäifhen Wirtſchafts- und Sollſyſtems zu unterſuchen. 
Das Wirtſchaftskomitee des Völkerbundes, das fih darauf mit der 
geſamten mittel- und ſüdoſteuropäiſchen Lage beſchäftigte, nahm da= 
mals bekanntlich eine vielbeachtete Reſolution an, in der dem 
Völkerbund ſofortige Hilfe für einige Staaten, darunter auch Gſter⸗ 
reich, empfohlen wurde. Dennoch verzögerten ſich die hierauf von 
der öſterreichiſchen Bundesregierung ſofort unternommenen Unter⸗ 
handlungen mit den einzelnen Geldmächten, ſo daß ſie ſich am 
25. Mai bereits genötigt fah, ein Trans fermoratorium 
in Erwägung zu ziehen. Verſchärft wurde die Lage auch dadurch, 
daß die mit den Auslandsgläubigern der Creditanſtalt in Wien ge⸗ 
führten Verhandlungen wegen ihrer außerordentlichen Forderungen 
ſcheiterten. ' 


Die Derhandlungen kamen erft im Zufammenhang mit den 
Reparationsbeſprechungen in Lauſanne wieder in Fluß. Die dort 
von dem öſterreichiſchen Bundeskanzler Dr. Dollfuß geführten 
Verhandlungen, vor allem mit dem franzöſiſchen Miniſterpräſi⸗ 
denten Herriot, führten ſchließlich zu dem ſogenannten Lauſanner 
Anleiheprotokoll, über deffen Annahme oder Ablehnung in der poli- 
tiſchen Öffentlichkeit Oſterreichs ein außerordentlich leidenſchaft⸗ 
licher Kampf entbrannte. 


Die politiſchen Bedingungen, die in der Präambel 


des Anleiheprotokolles feſtgelegt ſind, beſagen, daß die beteiligten 


Regierungen, die öſterreichiſche mitinbegriffen, erklären, daß die 
gegenwärtige Anleihehilfe aus dem Protokoll I von Genf mit Datum 
vom 4. Oktober 1922 mit allen daraus folgenden Derbindlichkeiten 
begründet iſt. Es handelt ſich dabei bekanntlich um das Genfer 
Protokoll, das nach dem Haager Urteil vom September 1951 neben 
dem Anſchlußverbot das Verbot einer Zollunion mit Deutſchland 
ausſpricht. Die Anleihe ſelbſt beträgt 500 Millionen Schilling, ſie 
kann auf den Markt gegeben oder von den garantierenden Staaten 
anderweitig aufgebracht werden, die die Verpflichtung übernehmen, 
ſofort die Ermächtigung von ihren Parlamenten einzuholen. Die 
Garantie wird nicht ſolidariſch wirkſam ſein, ſondern jeder Staat 
wird für den auf ihn entfallenden Teil garantieren. Die Anleihe 
wird auf 20 Jahre abgeſchloſſen und iſt mit den gleichen Pfändern 
ausgeſtattet, die der Völkerbundanleihe vom Jahre 1925 zugebilligt 
wurden: es ſind das die Zölle und Monopole. Dor ihr genießt die 
Anleihe von 1925 und eine von 1950 Prioritätsrecht. Beilage 2 
des Anleiheprotokolls enthält das budgetäre und finan⸗ 
zielle Reformprogramm und ordnet folgende für die Sou⸗ 
veränität eines Staates geradezu vernichtende Maßnahmen an: Die 
öſterreichiſche Bundesregierung hat unverzüglich das Gleichgewicht 
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im Staatshaushalte wieder herzuſtellen. Unabhängig von den Er⸗ 
ſparungen, die im Nachtragsbudget vorgefehen find, follen im zwei⸗ 
ten Halbjahr neue dauernde Erſparungen gemacht werden, die ge- 
nügen, um das Gleichgewicht des Budgets zu erreichen. Der Ertrag 
dieſer neuen Erſparungen wird auf 45 Millionen geſchätzt, wäh⸗ 
rend das eben im Nationalrat behandelte Nachtragsbudget die 
Deckung von 262 Millionen erfordert. Die Regierung verpflichtet 
fih des weiteren, das Erfparungs- und Reorganiſationsprogramm 
des Schweizer Eiſenbahnſachverſtändigen Dr. Herold zur Durch⸗ 
führung zu bringen. Dadurch werden die öſterreichiſchen 
Bundesbahnen, die bisher als ſelbſtändiger Betrieb geführt 
wurden, unter eine internationale Kontrolle geſtellt. Ferner find 
alle Anleiheoperationen des öſterreichiſchen Staates, ſowohl die 
auswärtigen als auch die inneren, der Genehmigung des Komitees 
der garantierenden Mächte unterworfen. Die öſterreichiſche Regie⸗ 
rung verpflichtet fich endlich, den Völkerbundrat zu erſuchen, einen 
Vertreter des Dölferbundrates zu ernennen und einen Berater bei 
der Nationalbank zu deſignieren. Als ſolche find bereits der Hol- 
länder Rot van Tonningen und der Belgier rére er- 
nannt worden. Die Kontrolle des Völkerbundes er⸗ 
ſtreckt ſich alſo über das Budgetrecht, die Notenbankpolitik und die 
Bundesbahnen. Nach Artikel 5 hat die öſterreichiſche Wäh⸗ 
rungspolitik fih vorzunehmen, in möglichſt kurzer Şrift und 
unter der notwendigen Vorſicht den beſtehenden Unterſchied im 
Wert des Schillings im In- und Auslande abzuſchaffen und fih 
dahin zu orientieren, daß die gegenwärtigen Beſchränkungen des 
Deviſenverkehrs allmählich aufgehoben werden. Sie wird unver⸗ 
züglich alles aufbieten, um mit den ausländiſchen Gläubigern der 
Creditanſtalt ein Abkommen zu treffen, das einen übermäßigen Druck 
auf den Schilling vermeiden ſoll. Sie wird ſchließlich eine oder 
mehrere innere Anleihen im Geſamtbetrage von nicht unter 
200 Millionen Schilling begeben, die zur teilweiſen Rückzahlung 
der Staatsſchulden an die Nationalbank einbehalten werden ſollen. 

Wie ſchon eingangs erwähnt wurde, iſt über dieſe Anleihe⸗ 
bedingungen in der politiſchen Gffentlichkeit ein außerordentlich 
heftiger Meinungsjtreit entſtanden, der ſchließlich auch 
dazu führte, daß die von der Regierung in der Vationalratsſitzung 
vom 20. Juli geforderte Entſcheidung für die Annahme vertagt 
werden mußte. Die Sozialdemokraten und die Großdeutſche Volks- 
partei lehnen die Bedingungen ſowohl vom wirtſchaftlichen als auch 
nationalen Standpunkt mit aller Schärfe ab. Die Chriſtlichſozialen 
und die Mehrheit des Landbundes ſind für die Annahme, der 
Heimatblock nur unter ganz beſtimmten Dorausſetzungen. Da das 
gegenwärtige Kabinett Dr. Dollfuß im Nationalrat jedoch nur über 
eine Mehrheit von einer Stimme verfügt, erſcheint es zweifelhaft, 
ob es ihr gelingt, überhaupt eine Mehrheit für das Lauſanner Ab⸗ 
kommen zu erhalten. Von ſeiten der Regierung wird erklärt, daß die 
politiſchen Bedingungen des Lauſanner Abkommens in keiner Weiſe 
über die Genfer Protokolle von 1922 hinausgehen und daß vor allem 
eine Nichtannahme der Bedingungen eine wirtſchaftliche und finan⸗ 
zielle Kataſtrophe für den Staat herbeiführen würde, obwohl die 
Regierung bereits am 16. Juli ein allgemeines Transfermora- 
torium als „übergangsbeſtimmungen für die Zeit der Deviſenſperre 
für Auslandsſchulden“, wie es in der amtlichen Verlautbarung 
heißt, erlaſſen mußte. Es wird vor allem von dieſer Seite darauf 
hingewieſen, daß im Salle der Nichtannahme der Anleihe Öiter- 
reichs Schuld bis zum Jahre 1942 auf 1500 Millionen Schilling 
anwächſt, die dann nicht zurückgezahlt werden kann, und daß für 
das gegenwärtig behandelte Nachtragsbudget an Einnahmen um 
150 Millionen Schilling mehr angefordert werden müßten. 

Don oppoſitioneller Seite, deren Kreiſe bis weit in die Regies 
rungsparteien reichen, wird dagegen angeführt, daß eine Annahme 
der im Lauſanner Abkommen vorgeſehenen politiſchen Bedingungen 
deshalb nicht möglich ſei, weil das Haager Urteil vom September 
1951 klar erwieſen habe, daß dieſe Beſtimmungen über die Der- 
pflichtungen aus dem Diktatvertrag von St. Germain hinausgehen, 
während der Bundeskanzler Dr. Seipel in ſeiner Rede vom 
11. Oktober 1922 anläßlich der Frage der Annahme der ſeiner⸗ 
zeitigen Genfer Protokolle ausdrücklich erklärt hatte: „Wir haben 
in Genf keinen Sweifel darüber aufkommen laſſen, daß wir nicht 
in der Lage wären, Verpflichtungen zu übernehmen, die über den 
Wortlaut des Vertrages von St. Germain gehen.“ Ferner wird 
unterſtrichen, daß die einzelnen Kontrollbedingungen viel härter 
ſind als jene des Jahres 1922 und daß eine neuerliche Feſtlegung 
und Bindung Öfterreichs gegenüber dem internationalen Finanz⸗ 
kapital bis zum Jahre 1952 in einem Augenblick, in dem ſich die 
durch die Pariſer Dorortverträge geſchaffene Lage Europas weſent⸗ 
lich zu ändern beginnt, einen ſchweren außenpolitiſchen Fehler be- 
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deuten würde. Beſonders wird darauf aufmerkſam gemacht, daß 
Oſterreich doch tatſächlich keine 500 Millionen Schilling erhalte, 
ſondern beſtenfalls nur eine Summe von 112,5 Millionen Schilling, 


da 100 Millionen ſofort an England zurückgezahlt werden müſſen 


und der Auszahlungskurs etwa 85 betragen dürfte. Dieſe Summe 
bedeute für die finanziellen Schwierigkeiten in Anbetracht der ſehr 
harten Bedingungen keine Löſung, weshalb Öfterreih auch ſchon 
mit Kückſicht darauf, daß es die Anleihe früheſtens im Spätherbſt, 


wahrſcheinlich aber erſt zu Beginn des nächſten Jahres erhalten 
könne, vorläufig mit einer Entſcheidung ruhig zuwarten könne. 

Mit außerordentlicher Befriedigung hat Gſterreich das Ver- 
halten des deutſchen Delegierten im Dölferbundrat auf⸗ 
genommen, vor allem aber auch die Bereitwilligkeit des Reiches, 
Gſterreich finanziell nach feinen Kräften helfen zu wollen. Gſter⸗ 
reich iſt dankbar für jede Hilfe in ſeinem ſchweren Kampf um 
Selbſterhaltung und Daſein. 


Kriſis des Giedlungsgedanfens? 


Don Regierungsrat a. D. Karl Maßmann, Berlin 


Das Urteil der öffentlichen Meinung über alle Fragen der land⸗ 
wirtſchaftlichen Siedlung ſchwankt heute unſicher hin und her. Auf 
der einen Seite klammern ſich bei den Plänen zur Bekämpfung der 
Arbeitsloſigkeit unbegre 
Siedlung. Man träumt davon, daß es möglich wäre, in kurzer Friſt 
Bunderttauſende oder Millionen deutſcher Menſchen aus den Städten 
auf das Land zu bringen und ihnen in der Landwirtſchaft eine neue 
Lebensgrundlage zu ſchaffen. Auf der anderen Seite aber mehren 
ſich gerade heute die ſkeptiſchen Stimmen, die an Hand umfang- 
reichen ſtatiſtiſchen Materials nachweiſen wollen, daß auch der 
deutſche Oſten nur noch in ganz beſchränktem Umfange zur Auf⸗ 
nahme neuer Menſchen in der gage wäre. Man ſchätzt von dieſer 
Seite beiſpielsweiſe die Zahl der landwirt chaftlichen Siedlerſtellen 
die noch in der Provinz Oſtpreußen e werden könnten, au 
göchſtens 40 000 bis 50 000 und ſtellt dann feſt, daß von dieſen 
Stellen mindeſtens drei Viertel für die Anſiedlung 
dem gleichen Lande beſchäftigten Gutsarbeiter verwandt werden 
müßten, jo daß vielleicht noch 10 000 neue Stellen für nachgeborene 
Bauernſöhne und ähnliche Siedlungsbewerber, 
die ohne weiteres aus Oſtpreüßen ſelbſt 
kommen würden, verfügbar bleiben. Danach Siedlunc 
würde das oſtpreußiſche Land überhaupt keine 
Aufnahmemöglichkeit für Menſchen aus den 
Städten oder gar für Menſchen aus Weſt⸗, 
Mittel- und Süddeutſchland mehr bieten. 
Und für die übrigen öſtlichen Gebiete, ein⸗ 
ſchließlich der beiden Mecklenburg und der 
Provinz Pommern, trifft man ähnliche Feſt⸗ 
1 — 10 en mit der gleichen peſſimiſtiſchen 

chlußfolgerung in der Frage der Fuzugs⸗ 
möglichkeiten auswärtiger Siedlungsbe⸗ 
werber. Wenn dieſe ſtatiſtiſchen Berechnun⸗ 
gen zuträfen, wäre die landwirtſchaftliche 
Siedlung nur noch eine in beſcheidenem Um⸗ 
fange durchgeführte Maßnahme zur Ande⸗ 
rung der landwirtſchaftlichen Beſitzverhält⸗ 
niſſe im Sinne einer gemäßigten Agrar- 
reform. Damit würde ſie allerdings für weite 
Kreiſe der Bevölkerung an Intereſſe völlig 
verlieren. Es zeigt ſich auch ganz deutlich 
im Urteil der effentlichen Meinung eine ge⸗ 
wiſſe Kriſis des Siedlungsgedankens, zu der 
die eben erwähnten ſtatiſtiſchen Berechnungen 
über die geringe Aufnahmefähigkeit des 
deutſchen Oſtens in erheblichem Umfange 
mit Anlaß geben. 

Es iſt deshalb eine ganz beſonders drin⸗ 
gende Aufgabe, in der Frage der Auswei- 
tungsmöglichkeiten der landwirtſchaftlichen 
Siedlung eine klare Antwort zu finden, die 
der see gerecht wird — eine Unt- 
wort, die keine Illuſionen vorzaubert, die aber andererſeits au 
nicht auf Möglichkeiten, die fidh doch noch durch die Steblung Pi 
unfer Dolt ergeben können, voreilig verzichtet. 

; Wer in der praktiſchen Siedlungsarbeit jteht, weiß, daß es un⸗ 
möglich iſt, miteinem Schlage Hunderttauſende oder Millionen 
von Menſchen als Landwirte auf eigenem Grund und Boden neu an⸗ 
zuſetzen. Er weiß, daß es ein vergeblicher Derfuch, ja, daß es eine 
Kataſtrophe wäre, wenn man den Plan durchführte, Städter ohne 
Umſchulung und Vorbereitung in die Landwirtſchaft überzuführen. 
Der Beruf des Landwirts erfordert ſo viel Vorbildung und ſo viel 
inneres Verwachſenſein des einzelnen mit feiner Arbeit, wie wohl 
kein anderer Beruf. Der Erwerb einer Siedlerſtelle iſt kein Wechſel 
des Arbeitsplatzes im gewöhnlichen Sinne, ſondern die endgültige 
Feſtlegung eines Kebensweges. Der Beruf des Siedlers, wie über⸗ 
haupt des Bauern, bedeutet einen vollen Lebensinhalt. Der auf 
ſich allein geſtellte Bauer muß nicht nur eine Fülle techniſcher 
Einzelheiten beherrſchen, er muß auch mit ſicherem Inſtinkt Ent- 
ſcheidungen, die aus Witterungsvorausſetzungen, aus der all- 
re Entwicklung der wirtſchaftlichen Derhältniffe, nament⸗ 
ich aus Abſatzfragen notwendig werden, treffen, und von jeder 
dieſer Entſcheidungen hängt für ihn wirtſchaftlich viel ab. 
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Deshalb dürfen gerade in der heutigen Zeit der Landwirtſchafts⸗ 
kriſis nur Menſchen ſiedeln, die wirklich Landwirte find und Land- 
wirte ihr Leben hindurch bleiben wollen, alſo in erſter Linie die nach⸗ 
geborenen Bauernſöhne in Oſt⸗, wie in Weft- und Süddeutſchland 
und die Landarbeiter. 

Deutſchland verfügt in dieſen Bevölkerungsſchichten über ein 
vortreffliches und zahlenmäßig auf lange Seit hinaus aus- 
reichendes Siedlermaterial. In den letzten Jahren hat es bei 
keinem gut e Siedlungsvorhaben an geeigneten Be⸗ 
werbern gefehlt, vielfach waren für jede einzelne Siedlerſtelle zwei, 
drei und mehr ernſthafte Bewerber vorhanden. Und gerade aus 
dieſen Kreiſen wird ſtürmiſch eine Verſtärkung der Siedlungsarbeit 
verlangt, weil es einfach unerträglich iſt, daß überall im Lande die 

eiten und dritten Bauernſöhne und zahlreiche Landarbeiter arbeits» 
os und ohne Hoffnung für die Zukunft herumſitzen und die väter⸗ 
lichen Stellen oder die öffentliche Wohlfahrtspflege belaſten. 

Die Frage, ob es möglich iſt, wenigſtens für die jungbäuerliche 
Bevölkerung und die arbeitslos werdenden Landarbeiter die not⸗ 
wendigen Siedlungsmöglichkeiten zu ſchaffen, 
läßt fih nicht nur nach ſtatiſtiſchen 
Zahlen beurteilen. Alle Statiſtiken über 
die Aufnahmefähigkeit des Oſtens für neue 
bäuerliche Betriebe leiden daran, daß man 
zu ſehr von einer ſtarren Größe der bäuer- 
lichen Stellen ausgeht und nun nach einem 
Maßſtabe von 50- oder 60-Morgenſtellen 
ſchematiſch die Aufnahmefähigkeit des ofi- 
deutſchen Landes beurteilen will. In 
Wirklichkeit wollen wir die 
landwirtſchaftliche Siedlung 
einſchalten in einen organiſchen 
Wachstumsprozeß unferes Dol- 
kes, in eine orgoniſche Strut- 
Se turwandlung des deutſchen 
207 Oſtens. 
; Die landwirtſchaftliche Siedlung ift kein 
in fih abgeſchloſſener, iſolierter Vorgang, 
ſie bedeutet nicht nur die Schaffung beſtimm⸗ 
ter neuer bäuerlicher Stellen; ſie wirkt weit 
darüber hinaus. Die Dörfer, die durch die 
Siedlung neu entſtehen, ſind nicht nur eine 
Anſammlung von je 20 oder 30 neuen 
bäuerlichen Betrieben, ſondern lebendige 
Volkstums- und Wirtſchaftsgebilde, die in 
erheblichem Umfange auch zuſätzliche Ar⸗ 
beits⸗ und Lebensmöglichkeiten ſchaffen. 

Die 1 5 der landwirtſchaftlichen 
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Bevölkerung im Gſten bedeutet neue Ve- 
ſchäftigungsmöglichkeiten für Handwerk, 
Handel und alle ſonſtigen Gewerbe, 


auch für die Induſtrie. Gerade die ver⸗ 
einfachte Form, in der heute die landwirtſchaftliche Siedlung unter 
weitgehender Einſchränkung der Aufwendungen für Gebäude (Wohn- 
und Wirtfchaftsgebäude) durchgeführt wird, hat mit Notwendigkeit 
zur Folge, daß im Laufe der nächſten Jahre und Jahrzehnte ein 
ſteigender Baubedarf auf dem Lande entſteht. Jeder Siedler, der 
einigermaßen vorwärts kommt, wird zunächſt feine Wirtſchafts⸗ 
gebäude, dann auch ſein Wohnhaus als zu eng empfinden; er wird 
zunächſt den Scheunenraum und den Stallraum für fein Vieh er- 
weitern und manchen anderen zuſätzlichen Bau durchführen. Solche 
Erweiterungsbauten, die die Siedler aus eigener Kraft und billiger 
herſtellen, als es der amtlich geförderte Siedlungsbau kann, bedeuten 
eine neue umfangreiche Beſchäftigungsmöglichkeit für die Hand- 
werker auf dem Lande. Das find geſunde Entwicklungs möglichkeiten 
für das Bauhandwerk, Arbeitsmöglichkeiten auf weite Sicht, nicht 
ungeſund überſteigerte und dann wieder jäh abfallende Nonjunktur⸗ 
entwicklungen, wie wir ſie im ſtädtiſchen Wohnungsbau des letzten 
Jahrzehnts unter dem Einfluß der Bereitſtellung der Hauszinsjteuer- 
Hypotheken durch die öffentliche Hand erlebt haben. 
Was die Kaufkraft der bäuerlichen Bevölkerung ſelbſt bei erſt 
neu entſtandenen Siedlungen bedeutet, zeigt die wirtſchaftliche Ent- 
wicklung kleiner Landſtädte, in deren Umkreis in den letzten Jahren 
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beſonders viel geſiedelt worden ift, wie Loitz in Pommern, Teſſin 
und Teterow in Mecklenburg⸗Schwerin. Man hat fich bisher viel 
zu wenig klar gemacht, wieviel zuſätzliche Bedürfniſſe und damit zu⸗ 
ſätzliche Arbeitsmöglichkeiten in den neuen Siedlerdörfern entſtehen. 

Wenn mit der zunehmenden Derdichtung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Bevölkerung des Oſtens auch die Kaufkraft dieſer Bevölkerung 
ſteigt, werden im Often wieder Käufer für induſtrielle und hand⸗ 
werkliche Produkte und Auftraggeber für Handwerk und Induſtrie 
vorhanden fein; Handwerk, Handel und Induſtrie im Often werden 
dann vor ganz neuen Entwicklungsmöglichkeiten ſtehen. Und nach⸗ 
dem bisher gerade auch in der Nachkriegszeit ein ſtarker Abbau der 
Induſtrie des Oſtens ſtattgefunden hat, wird vielleicht aus dem 
Handwerk und dem kleinen aufſteigenden Unternehmertum heraus 
ein neuer Aufbau der oſtdeutſchen Induſtrie möglich werden. Damit 
wird auch die Zeit gekommen fein, um die landwirtſchaftliche Be⸗ 
völkerung, die dann im Often ſelbſt beſſeren Abſatz für ihre Pro- 
dukte finden wird, weiter zu verſtärken; denn mit ſteigender Dichte 
der Bevölkerung ſinkt erfahrungsgemäß die Stellengröße bei inten⸗ 
ſiverer Ausnutzung des Grund und Bodens durch die landwirt- 
ſchaftlichen Betriebe. Eine ſolche organiſch wachſende Struktur- 
wandlung des deutſchen Oſtens muß als großes Ziel vor uns ſtehen, 
nachdem durch Jahrzehnte hindurch unter dem Einfluß einer weit 
überſchätzten weſtdeutſchen Induſtriekonjunktur unſer Often in feinen 
wirtſchaftlichen Möglichkei- 
ten und der Sahl ſeiner Be⸗ 
völkerung hinter der allge» 
meinen deutſchen Entwick- 
lung weit zurückgeblieben iſt. 

Wenn auch dieſes große 
Siel heute von weiten Krei- 
ſen erkannt und bejaht wird, 
ſo bleibt doch das Bedenken, 
ob die heutigen Methoden 
der landwirtſchaft⸗ 
lichen Siedlung ge- 
eignet find, dieſem Ziel 
zu dienen. Es ſtehen immer 
wieder Kritiker und Zweifler 
auf; man muß eigentlich 
feſtſtellen, daß alles, was 
in der Siedlung praktiſch ge⸗ 
ſchieht, heute in Grund und 
Boden kritiſiert wird. Eine 
durch das ganze Land ge⸗ 
hende Agitation ſpricht im⸗ 
mer wieder davon, daß alle 
bisher angeſetzten Siedler 
„pleite“ wären. Es iſt 
ganz ſelbſtverſtändlich, daß 


eine fo tiefgehende land- i 
wirtfchaftlihe Krife, wie wir fie heute erleben, auch ihre 
ſtarken Rückwirkungen auf die Siedler ausüben muß. Hinzu 


kommt, daß gerade die amtlich geförderte Deflation die Siedler be⸗ 
ſonders ſchwer trifft, weil die Siedler — wie ſonſt niemand in 
Deutſchland in den letzten Jahren — Sachwerte gegen 
Kredit (und zwar gegen Kredit in Höhe von 90 und mehr vom 
Hundert des Kaufpreiſes!l) erworben haben. Die Sachwerte 
ſind entwertet, die Kreditverpflichtungen ſind ihrem Kapital wie 
ihrer jährlichen Zinsbelajtung nach in vollem Umfange beſtehen ges 
blieben. Das muß zu größten Schwierigkeiten, oft zur Bedrohung 
der Lebensfähigkeit dieſer Siedlerſtellen führen, und eine Renten- 
ermäßigung, zunächſt wenigſtens für einige Jahre, muß deshalb an⸗ 
geſtrebt werden. Aber es bleibt trotz dieſer ohne weiteres ſichtbaren 
Schwierigkeiten und trotz mancher Fehler, die ganz zweifellos in den 
vergangenen Jahren durch zu aufwendige Bauten und zu koſtſpielige 
Siedlungsverfahren begangen worden ſind, die Tatſache beſtehen, daß 
zum größeren Teile die in der Vorkriegszeit wie die in der Nachkriegs⸗ 
zeit angeſetzten Siedler auch heute noch durchaus lebensfähig ſind und 
ſich auf ihren Stellen behaupten können, wenn nur die Preiſe für die 
vorwiegend bäuerlichen Produkte (Milch, Vieh) wieder einen einiger- 
maßen erträglichen Preis erreichen. Man ſpricht ja immer nur von 
den Fällen, in denen Notjtände eingetreten find, während die zahl⸗ 
reichen Siedlungen, die ſich auch in dieſen Krifenzeiten kraftvoll 


Eine neugeſchaffene Bauernſiedlung 
(Luftbild des Aerokartographischen Instituts A.-G.) 


gehalten haben, faſt nie in der Öffentlichkeit erwähnt werden. — 
Im übrigen ift für die landwirtſchaftliche Siedlung in den 
letzten Jahren durch eine weſentliche Beſchleunigung der Siedlungs⸗ 
verfahren und eine planmäßige Verbilligung der Bauten eine Sied- 
lungsmethode gefunden worden, die es auch in der heutigen Zeit 
landwirtſchaftlicher Kriſe ermöglicht, die Siedlung mit Ausſicht auf 
guten Erfolg fortzuſetzen. Während noch vor drei bis vier Jahren 
der Bauaufwand für die einzelne Siedlerſtelle ſich auf 18 000 bis 
22 000 RM. belief, wird man heute durchweg mit Baukoſtenſätzen 
von durchſchnittlich nur 6000 bis 7000 RM. rechnen können. Dieſe 
Verbilligung wird erzielt durch weitgehende Verwendung der alten 
Gutsgebäude und durch Verringerung des Umfanges der 
Gebäude, namentlich der Wohngebäude und auch des Scheunen⸗ 
raumes, während der Stall als der eigentliche Wirtſchaftsmittelpunkt 
des bäuerlichen Betriebes möglichſt wenig eingeſchränkt wird. Auch 
in der Ausſtattung der Baulichkeiten werden heute weſentliche 
Erſparniſſe gemacht, ohne daß dadurch die Wirtſchaftlichkeit des Be⸗ 
triebes beeinträchtigt wird. 

Das alles ermöglicht jetzt — was beſonders wichtig iſt — auch 
die Anſetzung von Siedlern, die nur ein verhältnismäßig geringes 
Kapital mitbringen, die alſo durch die landwirtſchaftliche Siedlung 
zu wirtſchaftlichem Aufſtieg kommen. Die Siedlung iſt eines der 
wenigen Gebiete im deutſchen Wirtſchaftsleben, auf denen noch Ent⸗ 
wicklungsmöglichkeiten für 
junge und vorwärtsſtrebende 
Menſchen gegeben ſind; das 
gibt ihr über ihre rein wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung hinaus 
einen ganz beſonderen grund⸗ 
ſätzlichen Wert. — So ſteht 
heute die Siedlung bereit, 
ihre Aufgaben für die deut- 
ſche Zukunft zu löſen — 
wenn nur die Hemmungen 
beſeitigt werden, die ihr 
augenblicklich noch entgegen⸗ 
wirken. Diefe Hemmungen 
liegen einmal in den Fi⸗ 
nanzſchwierigkeiten der öf- 
fentlichen Band, in der faſt 
von Monat zu Monat neu 
auftretenden Unſicherheit, ob 
für die Siedlung die not- 
wendigen Keichskredite be⸗ 
reitgeſtellt werden können. 
Die Hemmungen liegen 
weiter in verwaltungsmäßi⸗ 
gen Schwierigkeiten, in der 
zweifellos vorhandenen Über- 
beſetzung des deutſchen Der- 
waltungsapparates in Reich, Ländern und Provinzen; unter 
der Beteiligung dieſer Fülle von Inſtanzen muß gerade ein 
wirtſchaftlicher Vorgang wie die Siedlung, bei dem Schnellig⸗ 
keit und Schlagfertigkeit in der Durchführung alles bedeutet, 
am ſtärkſten leiden. Und ſchließlich ergeben ſich Schwierig⸗ 
keiten für die Siedlung aus der ungeklärten Lage der Gſthilfe, 
aus den Maßnahmen des Sicherungsverfahrens, die den größten 
Teil des Landes, das im Often für die Siedlung in Frage käme, fait 
hermetifch abgeſchloſſen haben, und die auch in den Fällen, in denen 
eine Umſchuldung der Betriebe in der Hand der bisherigen Beſitzer 
überhaupt nicht mehr in Frage kommt, die Verwertung des Landes 
im Wege der Swangsverſteigerung oder des freiwilligen Ankaufs 
durch eine Siedlungsgeſellſchaft unmöglich machen. Durch alle dieſe 
Umſtände iſt im Jahre 1952, für das man nach der günſtigen Ent⸗ 
wicklung der Siedlung in den Jahren 1950 und 1931 ein beſonders 
gutes Siedlungsergebnis erhoffte, ein ſtarker Rückſchlag in der 
Siedlungsarbeit eingetreten und damit wertvollſte Seit verloren- 
gegangen. Es iſt eine dringende Aufgabe der heutigen Regierung, 
die Abwicklung der Oſthilfe jo weit zu klären, daß die Erſtarrung 
des Gütermarktes im Often gelockert wird und beſchleunigt der 
Siedlung das Land zugeführt wird, das nur in der Hand neuer Be- 
ſitzer, eben in der Hand der Bauern, dauernd der landwirtſchaft⸗ 
lichen Bewirtſchaftung erhalten bleiben kann. 


Die Neuregelung des freiwilligen Arbeitsdienſtes / B. Weben 


Der freiwillige Arbeitsdienſt iſt durch eine Verordnung der 
Reichsregierung vom 16. Juli 1952 auf eine breitere Grundlage ge- 
ſtellt worden. Die Verordnung wird zuſammen mit den Aus- 
führungsvorſchriften des Reichsarbeitsminifters binnen kurzem in 
Kraft geſetzt werden!). Umfang und Sweck des freiwilligen Arbeits- 
dienſtes werden im erſten Artikel der neuen Verordnung folgender⸗ 

1) Aber die bisherige Entwicklung des freiwilligen Arbeitsbienftes und die bis jetzt 


geltenden Beſtimmungen vgl. den Aufſatz „Die Förderung bes freiwilligen 
Arbeitsdienſtes“ im 1. Juliheft 1952 des „Heimatdienſtes“. 
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maßen zuſammengefaßt: „Der freiwillige Arbeitsdienſt gibt den 
jungen Deutſchen die Gelegenheit, zum Nutzen der Geſamtheit in 
gemeinſamem Dienſte freiwillig ernſte Arbeit zu leiſten und zugleich 
fih körperlich und geiſtig⸗ſittlich zu ertüchtigen.“ Daraus ergibt 
ſich, daß die bisherige enge Verbindung des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes mit der Arbeitsloſenfürſorge gelöſt iſt und der freiwillige 
Arbeitsdienſt künftig allen Arbeitsdienſtwilligen jüngeren Alters 
offenſteht. Als Altersgrenze für eine finanzielle Förderung jieht 
die Verordnung im Art. 6 im allgemeinen das 25. Lebensjahr vor. 
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Arbeitsdienſtwillige, die in der Arbeitsloſenverſicherung, in der 
Kriſenfürſorge oder als Wohlfahrtserwerbsloſe in der öffentlichen 
Fürſorge unterſtützt werden, find bei der Förderung bevorzugt zu be- 
rückſichtigen. Im übrigen aber ift die Vorausſetzung für eine förde- 
rung im freiwilligen Arbeitsdienſt weder die Unterſtützungsbedürftig⸗ 
keit noch die Arbeitnehmereigenſchaft des Arbeitsdienſtwilligen. Auch 
Studenten und Jungakademiker können eine Förderung erhalten. Per⸗ 
ſonen über 25 Jahre können in Zukunft in der Regel auch dann 
nicht mehr gefördert werden, wenn ſie Unterſtützungsempfänger ſind. 

An dem Grundſatz der Freiwilligkeit hat die neue Der» 
ordnung nichts geändert. Dem Arbeitsdienſtwilligen ſteht nach 
wie vor nicht nur der Eintritt in den freiwilligen Arbeitsdienſt, 
ſondern auch der jederzeitige Austritt frei. Im Mittelpunkt des 
Arbeitsdienſtes foll ern ſte Arbeit ſtehen. Bloße Beſchäftigungs⸗ 
arbeiten genügen nicht. Der Arbeitserfolg foll vielmehr in an- 
gemeſſenem Verhältnis zu den aufgewendeten Mitteln ſtehen. Den 
Arbeitsdienſtwilligen ſoll aber auch Gelegenheit geboten werden, ſich 
im freiwilligen Arbeitsdienſt geiſtig zu bilden und ſport⸗ 
lich zu betätigen. Soweit Arbeitslager in Frage kommen, 
ſollen ſie von echtem Gemeinſchaftsgeiſte getragen ſein. 

Die Arbeiten des freiwilligen Arbeitsdienſtes ſollen auch 
künftig gemeinnützig und zuſätzlich fein. Der Arbeits- 
dienſt darf nicht zu einer Verringerung der Arbeitsgelegenheit auf 
dem freien Arbeitsmarkt führen. Er muß ſich auf Arbeiten er⸗ 
ſtrecken, die weder jetzt noch in abſehbarer Zeit ohne Einſatz des 
freiwilligen Arbeitsdienſtes vorgenommen werden können. Arbeiten, 
die als Votſtandsarbeiten durchgeführt werden können, follen nicht im 
Wege des freiwilligen Arbeitsdienſtes gefördert werden. Die Ge⸗ 
meinnützigkeit wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Arbeiten 
in erſter Linie einem beſchränkten Perſonenkreis (Mitgliedern von 
Verbänden und Genoſſenſchaften, Hilfsbedürftigen) zugute kommen, 
ſofern die Allgemeinheit ein weſentliches Intereſſe an der Aus⸗ 
führung hat. 

Da der freiwillige Arbeitsdienſt der Geſamtheit dienen ſoll, darf 
er nicht für politiſche oder ſtaats feindliche Zwecke miß⸗ 
braucht werden. Eine ähnliche Vorſchrift findet fih auch in den 
bisher geltenden Beſtimmungen. 

Träger der Arbeit dürfen auch künftig nur Körperfchaften 
des öffentlichen Rechts oder ſolche Vereinigungen oder Stiftungen 
fein, die nach ihrem Zwecke gemeinnützige Ziele verfolgen, ferner 
Vereinigungen, die Gruppen von Arbeitsdienſtwilligen zuſammen⸗ 
faſſen. Unternehmungen, die auf Erwerb gerichtet find, können nur 
dann Träger der Arbeit ſein, wenn die Ergebniſſe ausſchließlich 
oder überwiegend der Allgemeinheit unmittelbar zugute kommen. 
Als Träger des Dienſtes kommen neben den Trägern der 
Arbeit Vereinigungen oder Perſonen in Betracht, die für die Zu⸗ 
ſammenfaſſung und Betreuung von Arbeitsdienſtwilligen in beſon⸗ 
derem Maße geeignet ſind. 

Der Eintritt in den freiwilligen Arbeitsdienſt begründet ebenſo⸗ 
wenig wie bisher ein Arbeits- oder Dienſtverhältnis im Sinne der 
geſetzlichen Vorſchriften. Den Arbeitsdienſtwilligen kommt jedoch die 
Soziale Derfiherung und der Arbeitsſchutz zuſtatten, 
ſoweit die Natur der Arbeit es erfordert. Die Sozialverſicherung für 
die Arbeitsdienſtwilligen wird weſentlich vereinfacht und verbilligt. 
Das Nähere enthalten die Ausführungsvorſchriften. 

Um die Mittel, die für den freiwilligen Arbeitsdienſt zur 
Verfügung ſtehen, ſo wirkſam wie möglich einſetzen zu können, 


werden die Keichsmittel und die Mittel, die die Reichsanftalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung für denſelben 
Zweck zur Verfügung ſtellt, einheitlich zuſammengefaßt und ver⸗ 
waltet. Damit wird das ganze Verfahren, über deffen Schwer- 
fälligkeit unter den bisherigen Dorfcriften vielfach geklagt wurde, 
ganz weſentlich vereinfacht. Die Derwaltung der Mittel und die 
Leitung des freiwilligen Arbeitsdienſtes ift Sache eines Reichs ⸗ 
kommiſſars, der dem Reichsarbeitsminiſter unterſteht. Als 
Reichskommiſſar hat die Reichsregierung auf Vorſchlag des Reihs- 
arbeitsminiſters den Präfidenten der Reichsanſtalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslojenverficherung, Dr. Syrup, ernannt. Ihm 
find als Bezirkskommiſſare die Präſidenten der Landes- 
arbeitsämter unterſtellt. Dieſe entſcheiden darüber, ob eine Arbeit 
den Dorausſetzungen für eine Förderung entſpricht und ſetzen Höhe 
und Dauer der Förderung feſt. 

Als Förderung wird für den Arbeitsdienftwilligen ein 
Betrag von höchſtens 2 RM. wochentäglich bis zur Dauer von 
20 Wochen innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren gewährt 
werden. Bei Arbeiten, die von den Bezirkskommiſſaren als volts- 
wirtſchaftlich wertvoll anerkannt ſind, ſoll die Förderung bis zu 
40 Wochen verlängert werden können. 

Unabhängig von dieſer Förderung können Arbeitsdienſtwillige, 
die bei volkswirtſchaftlich wertvollen Arbeiten beſchäftig find, G u t- 
ihriften für Siedlungszwecke im Reichsſchuld⸗ 
buch erhalten. Die Gutſchrift darf nur beim Erwerb einer Siedler⸗ 
ſtelle, bei der Errichtung eines Eigenheims oder als Beitrag zu den 
Kojften einer Siedlerſchulung Verwendung finden. Sie beträgt für 
jeden Wochentag der Beſchäftigung 1,50 Rm. Die Einzelheiten 
finden ſich in den Ausführungsvorſchriften. 

Ob ein Arbeitsdienſtwilliger aus den Mitteln des freiwilligen 
Arbeitsdienſtes gefördert werden kann, entſcheidet der Vor- 
ſitzende des Arbeitsamts des Ortes, in deſſen Bezirk die 
Arbeit ausgeführt wird. Er handelt dabei als Beauftragter des 
Bezirkskommiſſars. 

Beſondere Anordnungen werden für die Auswahl und 
Schulung von Führern getroffen werden müſſen, auf die 
es beim freiwilligen Arbeitsdienſt entſcheidend ankommt. 

Reichskommiſſar und Bezirkskommiſſare follen Perſonen 
und Dereinigungen, die fih auf dem Gebiete des frei- 
willigen Arbeitsdienſtes beſondere Erfahrungen erworben 
haben, zur beratenden Mitwirkung heranziehen. Auch mit den 
Dienſtſtellen des Reichs, der Länder und der Gemeinden und anderer 
öffentlicher Körperſchaften, die für die Durchführung des freiwilligen 
Arbeitsdienſtes in Frage kommen, ſollen ſie ſtändig Fühlung halten. 
Auf dieſe Weiſe follen Angebot und Nachfrage aufeinander ab- 
geſtimmt und alle Möglichkeiten für einen zweckvollen Einſatz des 
freiwilligen Arbeitsdienſtes ausgenützt werden. 

Die Reichsregierung ſieht, wie ſie bei Verkündung der neuen 
Verordnung zum Ausdruck gebracht hat, in der neuen Regelung des 
freiwilligen Arbeitsdienſtes keine endgültige Ordnung des Gegen⸗ 
ſtandes. Sie hält vielmehr den Arbeitsdienſt für entwicklungsfähig 
und behält fih vor, ihn unter Berückſichtigung der kommenden Er- 
fahrungen weiter auszubauen. Der Reichskommiſſar hat den Auf- 
trag, über ſeine Erfahrungen zu berichten und ein Gutachten über 
die notwendigen Vorausſetzungen und die zweckmäßige Form einer 
Arbeitsdienſtpflicht zu erſtatten. Das Gutachten wird der 
Offentlichkeit zur Beurteilung zugehen. 


Zwang zur Nationaliſierung im Steinkohlenbergbau 


Don Oberingenieur W. Spellmann, Lehrer für Grubenrechnungsweſen an der Bergſchule in Effen 


Das Wort Rationalifierung ift neu, es ſteht nicht in Dudens 
Wörterbuch und läßt ſich ſinngemäß nicht überſetzen. Dagegen iſt 
nicht neu, was unter dem Worte verſtanden wird. Schon früh fand 
der Bergbau, und beſonders der ſchwer ums Daſein ringende Ruhr- 
kohlenbergbau, Anſchluß an die Großverbraucher, an Hochöfen und 
Walzwerke, und ſchon in den achtziger Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts ſchloſſen fih die Bergwerksbeſitzer im Rheiniſch⸗Weſt⸗ 
fäliſchen Kohlenſyndikat zur gemeinſchaftlichen Arbeit zwecks Ab⸗ 
ſatzregelung zuſammen. Infolge dieſes Fuſammenwirkens im Syn- 
dikat und in enger Verbindung mit der Eiſeninduſtrie ſtand in der 
Vorkriegszeit der Bergbau, deſſen große volkswirtſchaftliche Bedeu⸗ 
tung allgemein anerkannt wurde, in Blüte. 

Durch den verlorenen Krieg hat Deutſchland wohl ſeine macht⸗ 
politiſche Geltung verloren, dagegen begegneten unſere Wirtſchafts⸗ 
leiſtungen jenſeits der Grenzen nach wie vor allgemeiner Achtung. 
Wollten wir diefe erhalten und feſtigen, jo mußten wir das wert- 
volle Gut der Arbeitskraft zweckmäßig und mit höchſter Wirkung 
verwerten. 
dauernden Markt zu gewinnen. Auch der größte Teil unſerer Arbeit- 
nehmerſchaft, insbeſondere die anerkannten Organiſationen, ſtand 


Das war die einzige Möglichkeit, im Auslande einen 


der Derbefjerung der Arbeitsmethoden freundlich gegenüber, forderte 
fogar die Rationaliſierung und verſchloß fih nicht der Erkenntnis, 
daß eine durchgreifende Reorganiſation der Betriebe auch im Inter⸗ 
efje der Arbeiterſchaft erforderlich ſei. Für den Ruhrkohlenbergbau 
wurde ebenfalls der freie Entſchluß zum Dorwärtswollen verſtärkt 
durch den Zwang, fih lebens- und wettbewerbsfähig zu halten, in⸗ 
dem er alle Möglichkeiten der Arbeitsverbeſſerung ausſchöpfte. 

Das Friedensdiktat zerriß das Band, das die Wirtſchaft des 
Kuhrkohlenbergbaus über die Eiſeninduſtrie hinweg mit den Minette- 
gruben Lothringens verknüpfte. Ihrer Erzbaſis beraubt, wurde die 
Montaninduſtrie notleidend, und da diefe der Hauptkohleverbraucher 
iſt, wurde auch der Steinkohlenbergbau ſehr geſchwächt. Dazu kam 
eine Verringerung des Abſatzes nach den großen Werken Luxem⸗ 
burgs, welches früher zum deutſchen Zollgebiet gehörte und heute im 
Zollverein mit Belgien verbunden iſt. . 3 

Trotzdem entſtand in den erſten Nachkriegsjahren in Deutſchland 
ein großer Kohlenmangel, da die frühere Arbeitszeit unter Tage 
von ächteinhalb Stunden auf ſieben Stunden herabgeſetzt wurde und 
viele allgemeine wie auch örtliche Streiks den Bergbau hinderten, 
den Kohlenhunger zu befriedigen. Die Kohlenförderung ging im 
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Ruhrbezirk um ein Drittel je Kopf und Schicht zurück und kam wäh- 
rend des Ruhrkampfes faſt ganz zum Erliegen. In dieſer Seit der 
Kohlenknappheit wurde auf den großen Hütten damit begonnen, die 
Wärmewirtſchaft wiſſenſchaftlich mit dem Ziele der Kohleerjparnis 
zu unterſuchen. Der Erfolg dieſer Arbeit war, daß heute z. B. für 
die Erzeugung einer Tonne Rohſtahl etwa nur ein Drittel von der 
Kohlemenge verbraucht wird wie vor dreißig Jahren. 

Der Braunkohlenbergbau erſtarkte, weil ſeine Förderung im 
Inlande verbleibt und nicht ſo ſtarker ausländiſcher Konkurrenz 
wie der Steinfohlenbergbau begegnet. Zum Treiben der Motoren 
fand die Verwendung von Gl weite Verbreitung, und auch die fort⸗ 
ſchreitende Ausnutzung der Waſſerkräfte ſchränkte den Abſatzmarkt 
der Steinkohle weiter ein. Der holländiſche Bergbau, früher kaum 
beachtenswert, entwickelte ſich in den Kriegs⸗ und Nachkriegsjahren 
zu einer bedeutenden Leiſtungsfähigkeit. Billige Kohle polnifcher 
Herkunft konkurrierte auf mehreren Auslandsmärkten mit der deut- 
ſchen Steinkohle. In Großbritannien wurde die Kohlenförderung 
u. a. durch ſtaatliche Zuwendungen ſehr pfleglich behandelt. Gute 
eologiſche Verhältniſſe, billige Verfrachtungsmöglichkeit und in 
etzter Seit der Währungsſturz machen England zum ſchärfſten Wett- 
bewerber auf dem Weltkohlenmarkt. 

Es waren aber auch noch andere, nicht minder wichtige Gründe 
für den Ruhrkohlenbergbau zwingend, die Leiſtungsfähigkeit der 
Gruben zu ſteigern. — Als Tributlaft wurden den Zechen Induſtrie⸗ 
obligationen auferlegt, und hohe Eiſenbahnfrachten wurden durch 
Reparations verpflichtung erzwungen. Die Staffel der Frachtſätze 
bewirkt, daß die Ruhrkohle ſchon in Kaſſel auf Kohle aus dem weit⸗ 
abgelegenen OGberſchleſien ſtößt. Hohe Steuerlaſt zehrte alle ſtillen 
Keſerven auf. Die aufgenommenen Verpflichtungen drückten außer⸗ 
ordentlich, weil die Sinsſätze eine früher ungekannte Höhe er- 
klommen. Das iſt bei der Eigenart des Bergbaus, in dem große 
Anlagekapitalien verhältnismäßig nur geringen Betriebsmitteln 
gegenüberſtehen, von beſonderer Bedeutung. Die ſozialen Abgaben 
wuchſen zu einer für Unternehmer und Arbeitnehmer untragbaren 
Laſt und verteuerten die Kohle. Bei den Lohnverhandlungen konnten 
ſeitens der Arbeiterſchaft immer höhere Löhne erzielt werden, und 
die Tarifpolitik fand eine Anwendung, welche die unternehmeriſche 
Betätigung ſtark einſchränkte. i 

Diefe und noch einige andere Gründe zwangen den Bergbau im 
Ruhrbezirk zur Rationalifierung, die einem Aufbau von Grund auf 
ähnlich war. Worin beſtand diefe Umſtellungd — Deraltete Zechen, 


die unrentabel arbeiteten, wurden ſtillgelegt. Damit die Maſchinen 
möglichſt voll ausgenutzt werden konnten, wurde die Förderung auf 
wenige Schächte zuſammengelegt. Ahnliches geſchah mit den Auf⸗ 
bereitungs⸗ und Derladeanlagen und durch den Bau großer Zentral- 
kokereien. Auf den Gruben, die in Förderung blieben, wurde die 
Anzahl der Betriebspunkte verringert, wodurch die koſtſpielige Unter⸗ 
haltung zahlreicher Strecken wegfiel. Man baut zunächſt ſolche 
Flöze ab, deren Kohlenſorten gefragt werden, und läßt Flöze mit 
weniger gefragten Sorten oder mit ſchwierigeren geologiſchen Der- 
hältnifjen vorerſt unverritzt bis auf beſſere Zeiten in der Grube zu⸗ 
rück. Die Kohlengewinnung und die Förderung „vor Ort“ ſowie 
das Derfüllen der geſchaffenen Hohlräume wurden mechanifiert, wo⸗ 
durch die Anzahl der unter Tage injtallierten Pferdekräfte eine früher 
ungekannte Höhe erreichte. 


Dieje Maßnahmen bewirkten, daß der Förderanteil je Arbeiter 
und Schicht erheblich ſtieg. Jedoch iſt dieſe Leiſtungſteigerung kein 
Gradmeſſer für die Wirtſchaftlichkeit der Gruben. Ihre Rentabili⸗ 
tät iſt nur zu ermitteln aus den Zahlen, die „unter dem Strich“ 
ſtehen. Aus der Bilanz iſt nun zu erſehen, daß alle Rationalifie- 
rungsmaßnahmen nicht genützt haben, den Steinkohlenbergbau wieder 
rentabel zu geſtalten, und alle Erfolge der Rationaliſierung durch 
erhöhte Steuern, höhere Löhne und geſteigerte Soziallaſten wieder 
aufgezehrt wurden. 

Der Bergbau iſt krank. 


Da das ganze Wirtſchaftsleben an der Ruhr in feinen vielen Der- 
zweigungen und Verflechtungen auf Gedeih und Verderb mit dem 
Hohlenbergbau verbunden ift, ift der früher blühende rheiniſch⸗weſt⸗ 
fäliſche Induſtriebezirk in ſeinem ganzen Aufbau und allen ſeinen 
Schichten notleidend. 


Dieſe Feſtſtellung klingt wie die Litanei eines Jeremias. — So 
iſt es aber nicht gemeint. — Es gibt keinen Grund, warum die un⸗ 
glaublichen Anſtrengungen, die der Bergbau gemacht hat, nicht letzten 
Endes doch zum Guten ausſchlagen können. Dorausſetzung hierfür 
iſt, daß die Berginduſtrie von unerträglichen und untragbaren Be⸗ 
laſtungen befreit wird. Es iſt nicht einzuſehen, daß es ein Nachteil 
ift, wenn der Bergmann dem Gebirgſchoße feine Schätze mit verviel- 
fältigter Kraft abtrotzt. Ein Zurück auf dem Wege der Entwicklung 
ift ſchon im Hinblick auf den ausländiſchen Wettbewerb unmöglich. 

in Vorwärts ſteht allen frei. Und es gibt nur eine unverzeihliche 
Sünde in der Technik und Wirtſchaft: Stillſtand. - 


Die Maßnahmen des Auslandes auf dem Gebiet des zivilen Luftſchutzes 


Von A. Giesler, Berlin 


Unter Kuftſchutz verſteht man die Verteidigung des Luft- 
raumes über Reich und Hoheitsgewäffer ſowie die Durchführung aller 
militäriſchen und zivilen Maßnahmen, die zur Herabminderung der 
durch Luftangriffe entſtehenden Schäden dienen. Demnach unter⸗ 
ſcheidet man einen aktiven oder militäriſchen und einen paſſiven, zum 
Teil militäriſchen, zum Teil zivilen Luftſchutz. Abgeſehen von 
wenigen ortsfeſten Abwehrge⸗ 
hüten älterer Bauart der Fe⸗ 
sat Königsberg und ſolchen 
an der Küſte ift Deutſchland 
durch den Vertrag von Derjailles 
die militäriſche Abwehr ver- 
boten. — Die vor kurzem in Oſt⸗ 
preußen unter Leitung amtlicher 
Stellen ſtattgefundene große 
Luftſchutzübung hat die Auf⸗ 
merkſamkeit der Öffentlichkeit 
in erhöhtem Maße auf den zi⸗ 
vilen Luftſchutz gelenkt. Gleich⸗ 
zeitig mit der Berichterſtat⸗ 


e eee 


Erkundungsflugzeuge 2 
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Sfeigzeit auf 5000 m Höhe 
Jagdflugzeuge 10 Minuten 


die Wahrnehmung dieſer Geſchäfte in der Hand einer militäriſchen 
Dienſtſtelle vereinigt. Marſchall Pétain wird zum Generalinſpekteur 
des Territorialen Luftſchutzes ernannt. Seitdem ſteht die Luftſchutz⸗ 
arbeit unter der energiſchen Führung des franzöſiſchen Marſchalls. 
Nachdem er ſich durch zahlreiche Luftſchutzübungen im Laufe des 
vorigen Jahres über den Stand der Arbeiten des ihm anvertrauten 
Gebietes unterrichtet hat, hält 
er es für ſeine vordringliche 
Arbeit, Organifationsrichtlinien 
für den Aufbau des Heimatluft« 
na herauszugeben. So ent- 
tanden vor kurzem die vom 
Miniſterpräſidenten Laval unter- 
zeichneten „Inſtruktionen für 
die Durchführung des zivilen 
Luftſchutzes“ und kurze Zeit 
ſpäter einzelne für Sonderzwecke 
beſtimmte Anhänge. In dieſen 
Richtlinien werden neben praf- 
tiſchen Hinweiſen insbefondere 
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tung über diefe Übung gingen Z in. 4 die Verantwortlichkeiten der 
Nachrichten von bevorſtehen⸗ RE en eg Militär- und Sivilbehörden feft- 
den großen Luftſchutzmanövern Be benflugzeuge 25 Minuten gelegt. Verantwortlich für die 
Frankreichs durch die Preſſe. j Durchführung aller Luftſchutz⸗ 
Es erſcheint daher dieſer Augen⸗ Berli maßnahmen innerhalb eines 
blick ganz beſonders geeignet, (a600km Landesdepartements ift der Lan⸗ 
zu unterſuchen, was jenſeits | en . der 5 
der deutſchen Grenzpfähle au 8 rung eſtimmen ieſe 
dem Seltete des 85 un Gesamtfluglänge Inſtruktionen, daß der Staat 


ſchutzes geſchehen iſt. 

In Frankreich wurden die erſten Anordnungen für den 
Schutz der Zivilbevölkerung gegen Luftangriffe bereits 1925 erlaſſen. 
Reſſortſchwierigkeiten der beteiligten Miniſterien wirkten fih jedoch 
ſo hemmend auf die Arbeiten aus, daß praktiſch bis zum Jahre 1928 
ein Fortſchritt der Luftſchutzarbeiten in Frankreich nicht zu ver⸗ 
zeichnen ift. Seitdem nehmen fih in beſonderem Maße die mili- 
täriſchen Kreiſe dieſer Materie an. Im Januar 1931 veröffentlicht 
die Regierung eine Erklärung, in der ſie ſich mit Nachdruck für die 
Durchführung von Luftſchutzmaßnahmen ausſpricht und gleichzeitig 
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die notwendigen Ausgaben für 
die Derwaltungsbehörden durch die öffentlichen Einrichtungen 
deckt, und die kommunalen Behörden für ſolche Ausgaben auf- 
1 haben, die unmittelbar zum Nutzen der Allgemeinheit ſind. 
it beſonderer Sorgfalt iſt auch die Aufklärung der Bevölkerung be⸗ 
handelt. Hierbei fallen den Organiſationen der Keſerveoffiziere 
wichtige Aufgaben zu. 
Von der Erkenntnis ausgehend, daß ein wirkſamer Schutz ein 


gutes Vachrichtennetz zur Vorausſetzung hat, wird der Flugmelde⸗ 


dienſt vordringlich bearbeitet. Für die Führung der Beobachtungs- 
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zinien find in erſter Linie die Bedeutung eines Gebietes für die 
Landesverteidigung ſowie die wirtſchaftliche Fuſammenſetzung des 
Landes maßgebend. Auf dieſe Weiſe entſteht ein unregelmäßiges, 
mit beſtimmten Schwerpunkten verfehenes Nachrichtennetz. Die ein- 
zelnen Flugmeldepoſten auf den Beobachtungslinien find etwa 10 bis 
12 km voneinander entfernt und mit der in jeder Maſche liegenden 
Meldeſammelſtelle nachrichtentechniſch verbunden. Zunächſt werden 
hierzu die vorhandenen Poſtleitungen verwandt, jedoch wird der Bau 
von eigenen Leitungen angeſtrebt. Für die Beſetzung der Flugmelde⸗ 
dienſtſtellen iſt beſonders gut ausgebildetes Perſonal vorgeſehen. 

Außer der erwähnten Organiſation des Flugmeldedienſtes läßt 
man ſich den Schutz von Paris beſonders angelegen ſein. Es ſind zu 
dieſem Zweck von der „Commission Départementale de la Défense 
de Paris“ Richtlinien aufgeſtellt, die für die Bearbeitung des Luft⸗ 
ſchutzes der Hauptjtadt drei Kommiſſionen vorſehen. In ihnen find 
neben Vertretern aller Behörden auch diejenigen der in Frage foni- 
menden Organiſationen vertreten. (Feuerwehr, Rotes Kreuz uſw.) 

Auch für den Gasſchutz wird neuerdings geradezu in markt⸗ 
ſchreieriſcher Form Propaganda gemacht. Zum Swecke der Auf⸗ 
klärung der Bevölkerung ift in Paris unter dem Dorfi eines Oberſt⸗ 
leutnants die „Ligue de defense arienne“ gegründet. 

Es ſei ſchlie lich noch darauf hingewieſen, daß Frankreich auch 
für dieſes Jahr mehrere Luftſchutzübungen, und zwar vornehmlich an 
ſeiner Oſtgrenze (Dijon, Metz), plant. 

In England hat man ebenſo wie in Frankreich zunächſt ein 
gutes Meldenetz geſchaffen. Die Erkenntnis, daß es in dem ver⸗ 
einigten Königreich infolge feiner geographiſchen Lage und wirt⸗ 
ſchaftlichen Struktur nur ein Gefahrenzentrum größeren Umfanges, 
nämlich London, gibt, iſt für den Aufbau des engliſchen Flugmelde⸗ 
dienſtes maßgebend geweſen. Man hat fih darauf beſchränkt, ledig⸗ 
lich zwiſchen Hauptſtadt und 
Südküſte ein Flugwachennetz 
aufzubauen. Über beſtimmte 
Meldezentralen, deren es in die⸗ 
ſem Gebiet ſieben gibt, gelangen 
die Meldungen auf luftſchutz⸗ 
eigenen Leitungen oder dem 
Funkwege in das Hauptquartier 
der Abwehr im ſüdlichen Bezirk 
Tondons. Die Meldedienſtſtellen 
werden durch Freiwillige aller 
Stände und jeden Alters beſetzt. 
Ihre Ausrüſtung iſt jo einfach 
wie möglich. — Innerhalb Lon⸗ 
dons beabſichtigt man, durch 
Ausnutzung des U-Bahnnetzes 
Sufluchtsräume für die Bevölke⸗ 
rung zu ſchaffen. — Außerungen 
hoher engliſcher Regierungsbe⸗ 
omten zufolge, beſchäftigt man 
ſich in a fter Zeit auch in er⸗ 
höhtem ar mit dem Gasſchutz, 
wobei dem engliſchen Roten 
Kreuz die Aufgabe zuteil ge⸗ 
worden iſt, infonderheit für die Ausbildung feiner Angehörigen in 
der Gasabwehr zu ſorgen. Die Belehrung der Bevölkerung erſtreckt 
ſich auf alle Kreiſe einſchließlich der Schüljugend. Bei dieſer Auf⸗ 
klärungsarbeit wird die Regierung durch einflußreiche Klubs 
unterſtützt. 

Don den nordiſchen Ländern verdient beſondere Erwähnung 
Schweden das ſich ſeit 1927 eingehend mit dem Problem des Luft⸗ 
ſchutzes beſchäftigt. s ift insbeſondere das Derdienft der „Der- 
einigung für Stockholms feſte Verteidigung“ in Schweden, den Ge⸗ 
danken für den Kuftſchutz wachzuhalten und die Maßnahmen der Be- 
hörden tatkräftig zu fördern. Nach einem Bericht der Jahresver⸗ 
ſammlung dieſer Vereinigung, die im Juni dieſes Jahres 
ſtattgefunden hat, find den behördlichen Kaffen für die Anſchaffung 
von Luftſchutzgerät und die Einrichtung beſtimmter Dienſtſtellen 
erhebliche Beträge zur Verfügung geſtellt. So 3. B. für Flug⸗ 
abwehrkanonen und Scheinwerfer 320 000 Kronen, für die 
Einrichtung einer Flugmeldezentrale 130 000 Kronen. 

In Italien wurde durch das Geſetz vom 18. Februar 1951 die 
Organiſation des Luftſchutzes verankert. Dieſes Hekret beſtimmt 
u. a., daß die territoriale Luftſchutzmiliz eine Sondertruppe der 
nationalen freiwilligen Sicherheitsmiliz fei und als ſolche ge- 
meinſam mit den militäriſchen Abwehrverbänden den Kuftſchutz in 
cFFriedenszeiten vorzubereiten und im Kriege auszuführen habe. Der 
Schwerpunkt der Verantwortlichkeit liegt demnach in Italien bei 
der militäriſchen Behörde. 

Auch in Italien wird 1 der Flugmeldedienſt organiſiert. 
Die Flugwachlinien ziehen ſich entlang der Grenze. Darüber hinaus 
ſind alle größeren und wichtigen Städte mit beſonderen Alarmkreiſen 
umgeben. Die Abſtände der Flugwachen untereinander betragen 
ungefähr 10 km. Vorläufig benutzt der Flugmeldedienſt die Fern ⸗ 
ſprechleitungen des öffentlichen Verkehrs, jedoch wird auch hier ein 
beſonderes Flugmeldenetz angeſtrebt. 


Die Dislozierung einzelner wichtiger Induſtrien aus der weft- 
lichen Lombardei in Gegenden ſüdlich des Apennins läßt darauf 
ſchließen, daß man von ſeiten der amtlichen Stellen beſtrebt iſt, dieſe 
Betriebe in weniger gefährdeten Zonen unterzubringen. 

Dem Gasſchutz widmeten die Behörden auf den vorjährigen 
Ausſtellungen in Rom und Mailand durch Vorführung von Gas- 
ſchutzgeräten ihre erhöhte Aufmerkſamkeit. 

In der Tſchechoſlowakei hat das National-Derteidigung- 
Miniſterium bereits im Mai 1950 alle Kreiſe zur tatkräftigen Betäti⸗ 
gung auf dem Gebiete des zivilen Luftſchutzes aufgerufen. Ein „Beirat 
für die paſſive Fliegerabwehr für die Zivilbevölkerung“, an deffen Spitze 
der Vorſitzende des Nationalrates ſteht, beabſichtigt, zunächſt in allen 
Städten Ausſchüſſe für die Aufklärung der Bevölkerung zu bilden. 
Des weiteren ſollen dieſe Ausſchüſſe an der Erkundung und Bereit⸗ 
ſtellung von Fufluchtsſtätten jowie der Vorbereitung der Organi- 
ſation des Sanitätsdienſtes mitarbeiten. In baulicher Beziehung 
hat man, ſoweit es ſich um öffentliche Bauten handelt, behördlicher⸗ 
ſeits beſtimmte Richtlinien erlaſſen und ſo Sorge dafür getroffen, 
daß die Kellerräume neugebauter öffentlicher Gebäude fplitter- und 
gasſicher eingerichtet werden. 

Rußland hat ſich in dem „Oso Aviachim“ eine das ganze 
ruſſiſche Dolf umſpannende Organiſation geſchaffen, die im weſent⸗ 
lichen für den ruſſiſchen Luftſchutz verantwortlich iſt. An der Spitze 
dieſes Bundes ſteht der Präſident des Rates der Volkskommiſſare. 
Die Luftſchutzausbildung geſchieht in beſonderen Zellen, die nach Art 
der Parteizellen in Rayons zuſammengefaßt find. Die Rayons 
wiederum erhalten ihre Weiſungen über die Provinzialleitung von 
der Zentrale des Verbandes, der in feiner Spitze, wie bereits geſagt, 
rein parteiifch eingeſtellt ift. Der Luftſchutzverband wird ſomit zu 
einem weſentlichen Faktor der Parteiorganiſation. 

Neben den umfangreichen 
Arbeiten dieſes Privatverbandes 
arbeitet die Regierung auch felb- 
ſtändig auf dieſem Gebiet. Sie 
iſt mit Nachdruck bemüht, die 
größten und wichtigſten Bahn⸗ 
höfe und Verkehrsknotenpunkte 
an der Weſtgrenze mit Luftſchutz 
55 verſehen. — Beſonders häu- 
ig wird bei Erörterungen über 
Luftſchutz Polen genannt. 
Dies dürfte ſeinen Grund darin 
haben, daß in Polen eine mit 
weiteſtgehender Unterſtützung des 
Staates ausgeſtattete Organifa- 
tion, die Liga für Luft- und 
Gasſchutz, in propagandiſtiſcher 
Weije die Belange des Luft- 
ſchutzes vertritt. Beſonders rüh⸗ 
rig iſt ſie in den deutſchen Grenz⸗ 
bezirken. Aufklärung der Schul- 
jugend und Unterrichtung der 
Bevölkerung durch Flug- und 
Luftſchutzwochen find ihr Haupt- 


Mängel, die dieſen Dereinsveranital« 


über 
tungen anhaften, wird feitens der Regierung gefliſſentlich hinweg⸗ 


betätigungsfeld. 


geſehen. Der Zweck heiligt die Mittel. Kindern werden Papier- 
gasmasken aufgeſetzt und mit ihnen Demonftrations- und Werbe⸗ 
züge veranſtaltet. Die bei ſolchen Veranſtaltungen einkommenden 
Gelder werden von der Liga zur Anſchaffung von Literatur und 
Anſchauungsmaterial verwendet. Hierzu wird oft ein Zuſchuß aus 
öffentlichen Kaſſen gewährt. 

Behördlicherſeits verwendet man größte Sorgfalt auf die Aus- 
bildung der Eifenbahnbeamten im Luft- und Gasſchutz. In zehn⸗ 
tägigen Kurfen werden fie an Hand einer beſonderen Dorſchrift 
ausgebildet und ihnen am Schluß des Lehrgangs ein Diplom über 
die erfolgreiche Teilnahme ausgehändigt. 

Neben den hier genannten Ländern beſchäftigen ſich auch alle 
anderen Staaten Europas, die Vereinigten Staaten Nord- 
amerikas und Japan mit dem Luftſchutzproblem. Der Hin- 
weis, daß z. B. die neutralen Länder, Holland und die Schweiz, 
dieſem Gebiet ihre beſondere Aufmerkſamkeit widmen, beweiſt zur Ge⸗ 
nüge, wie ernſt man überall dieſes Gebiet der Landesverteidigung nimmt. 

Deutſchland ſteht am Anfang ſeiner praktiſchen Arbeit. 
Die letzten Übungen im Often des Reiches waren die erſte größere 
überprüfung jahrelanger theoretiſcher Arbeiten. Das Spiegelbild 
der Preſſe über dieſe Derfuche läßt, abgeſehen von wenigen Aus- 
nahmen, den Schluß zu, daß auch in unſerem Volke die Erkenntnis 
von der unbedingten Notwendigkeit eines Luftſchutzes ſich Bahn 
bricht. Der zivile Luftſchutz iſt nur ein Teil des ge ⸗ 
ſamten Luftſchutzes, deſſen wichtigſter Teil die 
militäriſche Abwehr iſt. Alle Staaten der Welt beſitzen 
neben dem zivilen Kuftſchutz einen hervorragenden militäriſchen Luft⸗ 
ihug. Das Fuſammenarbeiten beider allein verbürgt, ſoweit iber- 
haupt möglich, erſt einen guten Schutz des Vaterlandes und ſeiner 
Bürger gegen Luftangriffe. 


251 


Der Heimatdienft 


Zum 11. Deutſchen Sängerbundesfeft 


Don Dr. Hermann Ullmann. 


Die Sängerbundesfeſte haben bereits eine Bedeutung in der 
deutſchen Geſchichte. Aus den beſcheidenen Anfängen der Zelterſchen 
Liedertafel, an deren Beſtrebungen noch Goethe wohlwollenden Un- 
teil nahm, aus den 
erſten Sängerfeſten 
in Plachingen (1827) 
und Frankfurt am 
Main (1858) mit ihrer 
Pflege einer ſozial 


ausgleichenden Ge⸗ 
ſelligkeit wurde eine, 
das ganze deutſche 
Volk umfaſſende Be⸗ ; 
wegung, die bei n N Ce) 

ftrenger Ausſchaltung en Ses * 


+ 


alles Parteipolitifchen 
den Gedanken der 
deutſchen Einheit 
kraftvoll gefördert 
hat. Turner und 
Sänger ſtanden bei 
der Vorbereitung der 
Reichsgründung an 
erſter Stelle. Seit 
Schillers 100. Ge⸗ 
burtstag, vor allem 
ſeit dem berühmten 
Deutſchen Sängerfeſt 
in Nürnberg 1861 
reifte der Gedanke, 
einen feſten Rahmen 
für die große 
deutſche Sängerbewe⸗ 
gung zu ſchaffen. 
1862 wurden in 
Koburg 41 Sänger- = 
bünde zu einer loſen Vereinigung zuſammengeſchloſſen. 1865 fand 
ihr erſtes Feſt ſtatt: eine machtvolle Kundgebung für die Reichs⸗ 


* 


Scherenſchnitt von Eomari 
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Konzert der 7000 im Stadion Luftſchiffhafen ges 


einheit. Es war bezeichnend, daf nach der Gründung des Reiches 
zunächſt Rückſchläge kamen (nun hätten die Bundesfeſte keinen Zweck 
mehr, meinten manche), dann aber eine geſunde Aufwärtsentwicklung 
einſetzte. 1912, fünfzig 
Jahre nach der Grün- 
dung, umfaßte der 
Bund 186 000 Mit- 
glieder in 5391 Ver⸗ 
einen. Heute ſind es 
16405 Dereine mit 
546592 Mitgliedern. 
„Die Sache des 
Deutſchen Sänger⸗ 
bundes war die des 
deutſchen Vaterlandes; 
ein Sehnen und Rin: 
gen nach der deutſchen 
Einheit“: dieſer Leit⸗ 
ſpruch leuchtet ſeit 
1865, ſeit Dresden allen 
Bundesfeſten voran. 
Das zweite (1874) in 
München, das dritte 
(1882) inHamburg,das 
vierte (1890) in Wien, 
das fünfte (1896) in 
Stuttgart, das ſechſte 
1902) in Graz, das von 
der damaligen öſterrei⸗ 
chiſchen Badeni⸗Regie; 
rung ſchikaniert wurde, 
das ſiebente in Bres- 
lau und das achte 
Zugleich fünfzigjähri⸗ 
Gründungsfeſt) 
in Nürnberg: ſie alle 
wurden in demſelben Geiſte gefeiert; die Dolfseinheit wurde über 
die Staatsgrenzen hinweg gepflegt und bekundet. 1924, zum erſtenmal 
nach dem Kriege, trifft man ſich in Hannover, ernſt und in merk⸗ 
barer künſtleriſcher Vervollkommnung. Das zehnte Feſt endlich ver⸗ 
einte 120 000 Sänger, allein 5000 aus Amerika, in Wien zu einer 
Bekundung großdeutſchen Willens von unvergeßlicher Macht. Im 
endloſen Feſtzuge marſchierten Abgeſandte aller deutſchen Gebiete 
in der Welt, aus den elf Staaten, in denen das europäiſche Deutſch⸗ 
tum Beimatrecht hat, aus Südweſtafrika und aus Nordamerika. 


— 


Zum Märkiſchen Sängerfeſt in Potsdam (Stadion Luftſchiffhafen) 


Dem elften Sängerbundesfeſt in Frankfurt a. M. wurde nun 
bewußt und planvoll ein „Tag des Dolkstums“, im ernſten knappen 
Stil dieſer Notzeit, eingefügt. Ein „Volksdeutſcher Ausſchuß“, in 
dem ſämtliche den volksdeutſchen Gedanken praktiſch pflegende 
Organiſationen vertreten ſind, hat in den Geſamtplan des Feſtes 
eine reichgegliederte und doch ſtraff zuſammengefaßte Kundgebung 
für die geiſtige und ſeeliſche Einheit aller Deutſchen in der Welt 
eingebaut. Zwiſchen die großen Konzerte, die u. a. am Donnerstag, 
dem 21. Juli, die Uraufführung des Oratoriums „Der jüngſte Tag“ 
von Otto Jochum, am Freitag Uraufführungen von Werken des 
weſtfäliſchen Komponiſten Nellius, ein Konzert des Männerchors 
San Franzisko, des Männeraefangvereins Zürich, der Vereinigung 
deutſchſingender Geſangvereine in Polen und eine überwältigende 
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Fülle von Darbietungen reichsdeutfcher Chöre und Vereine brachten, 
waren wertvolle Feſtſtunden für die Deranftaltungen des Volks- 
deutſchen Ausſchuſſes eingefügt. Am Freitagnachmittag ſprachen 
neben dem Reichsminiſter des Innern, Freiherrn von Gayl, 
Vertreter des Auslandsdeutſchtums (Seyffarth⸗Brooklyn, Naumann⸗ 
pofen) ſowie der Dorfiende des Vereins für das Deutſchtum im 

usland Dr. Geßler, am Sonnabendmorgen in einer Paulskirchen⸗ 
kundgebung ein Sudetendeutſcher und ein Siebenbürger, zwei Redner 
alfo, deren Vorväter noch Vertreter in das Paulskirchenparlament 
geſandt haben. Am Sonntag vereinigte außerdem ein Dolksdeutſcher 
Abend, veranſtaltet vom Verein für das Deutſchtum im Ausland zu 
Frankfurt a. M., die auslanddeutſchen Teilnehmer. 

Dieſe beſondere Betonung der volksdeutſchen Einheit entſpricht 
nicht nur der Überlieferung des Deutſchen Sängerbundes und den 
Notwendigkeiten der Zeit, ſondern auch der Bedeutung der deutſchen 
Sängerbewegung außerhalb des Reiches ſelbſt. Im „Sängerbund 
der Sudetendeutſchen“ ſind rund 900 Vereine mit 55 000 Mitgliedern 


Politiſche Chronik 


Neuordnung in Preußen: 


Reichskanzler von Papen empfängt die preußiſchen Miniſter 
Severing, Hirtjiefer und Klepper und teilt ihnen mit, daß der Reihs- 
präſident ihn zum Reichskommiſſar für das Land Preußen und den 
Eſſener Oberbürgermeiſter Dr. Bracht zu ſeinem Stellvertreter und 
kommiſſariſchen preußiſchen Innenminiſter ernannt habe. Der ge⸗ 
ſchäftsführende Miniſterpräſident Braun und der geſchäftsführende 
Innenminiſter Severing werden ihrer Amter enthoben. Severing 
erklärt, nur der Gewalt weichen zu wollen, darauf wird eine zweite 
Notverordnung des NReichspräfidenten verkündet, durch die in Grok- 
Berlin und der Provinz Brandenburg der militäriſche Ausnahme⸗ 
zuſtand verhängt wird. Die vollziehende Gewalt geht an den Reichs⸗ 
wehrminiſter über, der fie an den Militärbefehlshaber im Wehr⸗ 
kreis III, Generalleutnant von Rundſtedt, weitergibt. — Der bis- 
herige Polizeipräſident von Berlin, Grzeſinski, der polizeivize⸗ 
präſident Dr. Weiß und der Kommandeur der Schutzpolizei, Oberſt 
Heimannsberg, werden abgeſetzt. Polizeipräſident von Berlin 
wird der bisherige Polizeipräfident von Eſſen, Melcher, das Kom- 
mando der Schutzpolizei erhält der bisherige Leiter der Polizeiſchule 
Eiche, Oberſt Poten. — Auch die übrigen Mitglieder des preußiſchen 
Kabinetts werden ihrer Amter enthoben. Mit der Leitung der frei⸗ 
gewordenen Miniſterien werden kommiſſariſche Vertreter beauftragt. 
— die bisherige preußiſche Staatsregierung ruft den Staatsgerichts⸗ 
hof an (20. Juli). — Eine Reihe höherer preußiſcher Beamter 
wird ihrer Amter enthoben, darunter 3 Staatsſekretäre, 1 Mini- 
ſterialdirektor, 4 Oberpräſidenten, 5 Regierungspräſidenten und 
10 Polizeipräſidenten (22. Juli). — Generalleutnant von Rund- 
ſtedt erläßt eine Bekanntmachung, wonach jegliche Aufforderung zum 
Generalſtreik verboten iſt (22. Juli). — Die Regierungen von 
Bayern und Baden erheben Klage beim Staatsgerichtshof, um eine 
Klärung über die Frage herbeizuführen, ob das Reich zu feinem Vor⸗ 
gehen in Preußen berechtigt war oder nicht (22. Juli). > 


Ausland: 


Bei der Abſtimmung über die Haushaltsvorlage in der franzö⸗ 
ſiſchen Kammer erhält Herriot eine Mehrheit von 306 gegen 172 
Stimmen bei 125 Stimmenthaltungen (12. Juli). — Anläßlich einer 
dente der polniſchen Verbände in Warſchau kommt es zu 
deutſchfeindlichen Kundgebungen (12. Juli). — Norwegen ergreift 


zuſammengefaßt. Im „Siebenbürgiſchen Deutſchen Sängerbund“ 
und im „Bund Banater deutſcher Sänger“ ſind die an Rumänien 
gekommenen Deutſchen vereint. In Rumpfungarn und Südſlawien 
blühen deutſche Geſangvereine. In Nordamerika beſtehen mehrere 
Bünde, die fih 1900 in Brooklyn zu einem Sängerfeſt mit 6000 Be- 
ſuchern zuſammenfanden. In Chile ſind 22 Dereine zuſammen⸗ 
geſchloſſen, in Braſilien und Argentinien, in Südafrika macht die 
Sängerbewegung beſtändige Fortſchritte. 


Sie iſt alſo ein wichtiger Antrieb zur ſteten Bekräftigung und 
Vertiefung des Gedankens der Volksgemeinſchaft über alle trennen⸗ 
den Grenzen hinweg, und gerade in dieſer Zeit, in der deutſche Zwie- 
tracht das Binnendeutſchtum bis in die Grundtiefen erſchüttert, iſt 
das große Beiſpiel des Deutſchtums an den Grenzen und jenſeits 
der Grenzen, das von ihm beſonders kraft⸗ und opfervoll vorgelebte 
Beiſpiel der geiſtigen und ſeeliſchen Einheit des ganzen Volkes 
doppelt nötig und fruchtbar. 


Vom 12. bis 22. Juli 


Beſitz von Teilen Südoſt-Grönlands (12. Juli). — Im engliſchen 
Unterhaus wird der Abſchluß eines engliſch⸗franzöſiſchen Konſul⸗ 
tativpaftes bekanntgegeben. Deutſchland, Italien und Belgien wer- 
den zum Beitritt eingeladen (15. Juli). — Gleichzeitig mit der Der- 
öffentlichung des engliſch⸗franzöſiſchen Abkommens wird die ſeiner⸗ 
zeit ſchriftlich eingelegte Rechtsverwahrung des Reichskanzlers von 
Papen bekanntgegeben (14. Juli). — Das Anleiheprotokoll für 
Oſterreich wird unterzeichnet. Deutſchland enthält fih bei der Ab- 
ſtimmung aus Proteſt der Stimme (15. Juli). — Das öſterreichiſche 
Transfermoratorium wird in Kraft geſetzt (15. Juli). — Der 
Beſuch des polniſchen Außenminiſters Faleſki in Paris wird mit 
dem engliſch⸗franzöſiſchen Dertrauensabfommen in Zuſammenhang 
gebracht (15. Juli). — Die Wahlen in Rumänien bringen der 
Nationalen Bauernpartei die Mehrheit (17. Juli). — Der ameri⸗ 
kaniſche Senat verabſchiedet ein Geſetz, nach dem die Ausgabe von 
1,1 Milliarden neuer Banknoten zugelaſſen wird (17. Juli). — 
Die Aufnahme der Türkei in den Völkerbund wird vollzogen 
(18. Juli). — Die italieniſche Regierung wird umgebildet, der bis⸗ 
herige Außenminiſter Grandi übernimmt den Botſchafterpoſten in 
London (20. Juli). — Die britiſche Reichskonferenz in Ottawa 
wird eröffnet (21. Juli). — Botſchafter Nadolny legt den ab⸗ 
lehnenden deutſchen Standpunkt zum Entſchließungsentwurf der Ab⸗ 
rüſtungskonferenz dar (22. Juli). 

Reich: 

Der deutſche Ausfuhrüberſchuß beträgt im Monat Juni 29 Mil⸗ 
lionen Reichsmark, einſchließlich der Reparationslieferungen 90 Mil- 
lionen Reichsmark. — Der freiwillige Arbeitsdienſt wird neu ge⸗ 
ordnet. Zum i für den freiwilligen Arbeitsdienſt 
wird der Präfident der Keichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitsloſenverſicherung, Dr. Syrup, ernannt (16. Juli). — In 
Altona wird ein nationalſozialiſtiſcher Demonſtrationszug von 
Kommuniſten beſchoſſen, zahlreiche Tote find zu beklagen (17. Juli). 
— Der Reichsinnenminijter erläßt ein allgemeines Demonſtrations⸗ 
verbot (18. Juli). — Die Zahl der Arbeitsloſen iſt in der erſten 
Julihälfte um 16 000 auf 5 492 000 geſtiegen. 

Länder: 


Der thüringiſche Landtag wird aufgelöſt; die Neuwahlen finden 
zuſammen mit den Reichstagswahlen ſtatt (15. Juli). 


— — Zur Zeitgeſchichte 


der Abſchluß der erſten phaſe i 
der Genfer Abrüſtungskonferenz 


Am 25. Juli hat ſich die Allgemeine Abrüſtungskonferenz ver⸗ 
tagt. Ein beſtimmter Termin für den Wiederzuſammentritt ift nicht 
feſtgeſetzt worden. Es wurde beſtimmt, daß das Büro der Konferenz, 
das aus den Vertretern von 14 Staaten beſteht, am 21. September 
zur Behandlung gewiſſer Fragen zuſammentreten und je nach dem 
Fortgang feiner Arbeiten die Einberufung der Generalkommiſſion 
der Konferenz, die praktiſch mit der Konferenz ſelbſt identiſch iſt, 
deſchließen fol. Der Termin für die Einberufung der General- 
kommiſſion foll nicht ſpäter als vier Monate nach dem Zuſammen⸗ 
tritt des Büros, d. h. alfo nicht nach dem 21. Januar 1955, liegen. 
Das ergibt demnach eine Konferenzpauſe von genau einem halben 
Jahre, nachdem die Konferenz etwa ebenſolange, nämlich vom 2. Fe⸗ 
druar bis zum 25. Juli d. J., mit je einer kurzen Diter- und Pfingſt⸗ 
pauſe beiſammen war. Die Pauſe ift reichlich lang bemeſſen, und 


hoffentlich wird man während derſelben nicht dasſelbe Schauſpiel 
erleben, das zwiſchen der Feſtſetzung des Termins des Beginnes der 
Konferenz und dem Beginn ſelbſt zu beobachten war. Damals 
wurden von gewiſſen Regierungen hinter den Kuliſſen viele Drähte 
gezogen, um die Pforten der Konferenz daran zu verhindern, ſich 
aufzutun. Die Freude dieſer Regierungen an der Abrüſtungs⸗ 
konferenz ift inzwiſchen ſchwerlich viel größer geworden. Hoffen 
wir, daß wir trotzdem keine Beſorgniſſe wegen des rechtzeitigen 
Wiederzuſammentritts der Konferenz zu hegen brauchen! 

Welches ſind die Ergebniſſe der erſten ſechs Monate langen Phaſe 
der Allgemeinen Abrüſtungskonferenz, und wie find fie zu bewerten? 
man muß es mit aller Deutlichkeit ausſprechen: Die Ergebniſſe 
der Konferenz find, gemeſſen an dem langen . dier ihrer Dauer 
und dem gewaltigen Aufwand eines na vielen Hunderten 
zählenden Perſonals an Politikern, Diplomaten und Sachverſtän⸗ 
digen, beſchämend, ja beunruhigend gering. In der letzten Sitzung 
der Konferenz wurde eine Schlußreſolutien mit 41 Stimmen für, 
2 gegen und 7 Enthaltungen angenommen, in der eine Bilanz 
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der Konferenzergebniſſe gezogen wird. Um den Wortlaut dieſer 
Rejolution ijt wochenlang verhandelt worden. Dieſe Verhand- 
lungen haben eigentlich die ganze Zeit zwiſchen dem Ende der 
Lauſanner Konferenz und dem 25. Juli in Anſpruch genommen. 
Der Sinn dieſer Reſolution, um deren Formulierung fih in erſter 
Linie die Franzoſen und Engländer und natürlich der Bericht⸗ 
erſtatter der Generalkommiſſion, der in Formulierungen ſo gewandte 
tſchechoſlowakiſche Außenminiſter Beneſch, bemühten, war der, der 
Welt glauben zu machen, es ſeien wirkliche Ergebniſſe erzielt. Be⸗ 
kanntlich gibt es in vielen Ländern, beſonders auch in England und 
Amerika, eine ſtarke Bewegung innerhalb der öffentlichen Meinung 
zugunſten durchgreifender Abrüſtungsmaßnahmen. Wer das 
Journal der Abrüſtungskonferenz, eine durch das Dölferbunds- 
ſekretariat herausgegebene, meiſt täglich erſcheinende Deröffent- 
lichung, regelmäßig las, war immer wieder erſtaunt zu ſehen, welch 
große Sahl von Aiton: Kundgebungen und Adreſſen aus den 
verſchiedenſten Kreiſen zahlreicher Länder an den Präſidenten der 
Abrüſtungskonferenz zugunſten wirklicher Abrüſtung gerichtet 
wurden. Sie find regelmäßig als Anhang des Konferenzjournals 
abgedruckt worden und gaben intereſſante Einblicke in die Ent⸗ 
wicklung der Weltmeinung hinſichtlich des Abrüſtungsproblems. 
Wie nun, wenn die Abrüſtungskonferenz auseinanderging, ohne daß 
„Ergebniſſe“ vorlagen, mit ſichtbarem Mißerfolg, ſo daß das kläg⸗ 
liche Mißverhältnis zwiſchen Aufwand und Erfolg, zwiſchen Tätig- 
keit und Leiſtung, zwiſchen Phraſeologie und Handlungen in voller 
Nacktheit ſichtbar wurde? Konnte man mit ſolchen „Ergebniſſen“ 
nach Haufe ziehen, ohne fih Vorwürfen und ſcharfer Kritik nicht 
nur in der öffentlichen Meinung, ſondern, was für Miniſter noch 
unangenehmer ift, in den Parlamenten auszuſetzend Da mußte 
etwas geſchehen. Mit der Gewandtheit und Taktik, die in Genf 
entwickelt find, um die nüchterne Welt der Realitäten mit einem 
glitzernden Mantel von Menſchheitsphraſeologie und hoffnungs⸗ 
vollen Hinweiſen auf edle Ziele, die in der Zukunft liegen, zu iber- 
decken, wollte man in einer prächtig aufgeputzten Reſolution mög⸗ 
lichſt viel Erfolg und ſcheinbare Taten aus allen Eden des weit⸗ 
läufigen Konferenzlabyrinths zuſammenkehren, um ſich vor der 
Kritik enttäuſchter Hoffnungen, vor dem Angriff derer zu ſchützen, 
die mit Beſorgnis und Derantwortungsgefühl den Lauf der Er- 
eigniſſe in Genf verfolgt hatten. 


So wurde denn der Welt als großes Ergebnis u. a. verkündigt, 
daß der chemiſche und bakteriologiſche Krieg künftig aufs ſchärfſte 
verboten ſei. Nur en daß es ſchon feit 1925 ein Protokoll gibt, in 
dem dieſelbe Verpflichtung feſtgelegt iſt. Die Abrüſtungskonferenz hat 
am 22. April eine Reſolution beſchloſſen, in der das Prinzip der 
ſogenannten qualitativen Abrüſtung, d. h. der Beſeitigung der 
eigentlichen Angriffswaffen, feſtgelegt wurde. Leider iſt es in viel⸗ 
wöchigen, mit einem rieſigen Aufwand von Sachverſtändigen 
aller Waffengattungen geführten Verhandlungen nicht gelungen, ſich 
darüber zu einigen, welches denn nun die eigentlichen Angriffs⸗ 
waffen ſeien. Die ſelbſtverſtändliche und einzig mögliche Argumen⸗ 
tation, daß diefe Waffen identiſch feien mit denen, die Deutſchland 
im Verſailler Vertrag verboten worden ſind, wurde von denen, die 
dieſelben Waffen in der Nachkriegszeit bei ſich aufs gewaltigſte ent⸗ 
wickelt und vermehrt haben, abgelehnt. Trotzdem wurde in die er⸗ 
wähnte Schlußreſolution ein Paſſus eingefügt, der beſagt, daß die 
ſchwere Artillerie über einem beſtimmten Kaliber und die Tanks 
über einem gewiſſen Gewicht verboten werden ſollten. Nur vergaß 
man die Hauptſache, nämlich die Kalibergrenze, über der die ſchweren 
Geſchütze verboten, und das Höchſtgewicht der Tanks, die erlaubt 
bleiben ſollen, anzugeben. Der Führer der deutſchen Delegation, 
Botſchafter Nadolny, bemerkte in ſeiner Schlußrede mit Recht, daß 
man nach den Erfahrungen, die man bei den Debatten der Sand- 
kommiſſion über die Beſtimmung der Angriffswaffen hinſichtlich 
der Tanks und ſchweren Geſchütze gemacht habe, leider befürchten 
müſſe, daß dieſe oberſten Grenzen für Tanks und Geſchütze von 
gewiffen Staaten jo feſtgeſetzt werden würden, daß fo ziemlich alle 
vorhandenen ſchweren Geſchütze und Tanks von der Abrüſtung aus⸗ 
geſchloſſen blieben! Da iſt weiter in der Schlußreſolution eine 
Stelle, in der es heißt, daß künftig der Abwurf von Bomben ver⸗ 
boten ſei. Leider verlautet aber nichts, ob etwa die Bombenflug- 
zeuge nun abgeſchafft, alle Vorbereitungen auf den Bombenluftkrieg 
verboten und jegliche Ausbildung militärifchen Perſonals im Bom- 
benkrieg ausgeſchloſſen ſein ſollte. Nur dies wäre eine wirkliche 
Abrüſtungsmaßnahme. Denn glaubt ernſtlich jemand, daß die 
Tauſende von Bombenflugzeugen, die es heute auf der Welt gibt, 
im Kriegsfalle nur zum Abwurf friedlicher Proklamationen ver- 
wendet würden? Wenn dem Verbot auf dem Papier nicht die Be⸗ 
ſeitigung der Kriegsmittel, d. h. alfo die Zerftörung aller Bomben⸗ 
flugzeuge, Bomben und alles, was damit zuſammenhängt, folgt, ſo 
ift hinſichtlich der Abrüſtung nichts geſchehen. Deutſchland jeden- 
falls iſt nicht nur das Abwerfen von Bomben, ſondern auch der 
Beſitz von Bombenflugzeugen, ja der ganzen Militärfliegerei ver⸗ 
boten. Abrüſten heißt die Rüſtungen vermindern und beſchränken. 
So jedenfalls verſtand man es, als die Beſtimmungen der Friedens⸗ 
diktate über die Entwaffnung der Beſiegten aufgeſtellt wurden. 
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Die entwaffneten Staaten beharren und müſſen darauf beharren, 
das, was 1919 richtig war, 1952 auch in Genf noch denſelben 
Sinn hat. d 

Was ergab ſich aus alledem für die deutſche Delegation auf 
der Abrüſtungskonferenz) Ganz natürlich die Ablehnung einer 
ſolchen Reſolution, die Ablehnung des Verſuchs, über den Mik- 
erfolg von ſechs Monaten Verhandlungen hinwegzutäuſchen. Aber 
noch etwas anderes war notwendig und unumgänglich. Die deutſche 
Abrüſtung ift nach dem Wortlaut des Derfailler Vertrages als die 
Einleitung zur allgemeinen Abrüſtung auferlegt worden, als deut⸗ 
fhe Dorleiftung auf dieſelbe. Die Allgemeine Abrüſtungskonferenz, 
die die Gegenleiſtung der anderen Völker, die Erfüllung des im Ver- 
ſailler Vertrage ausgeſtellten Wechſels darauf zum Zuge bringen 
ſollte, mußte von den Abrüftungsmethoden des Derfailler Vertrages 
ausgehen. So verlangten es Verpflichtung, Logik und Gerechtigkeit. 
Die deutſche Delegation hat dies immer wieder in den Vordergrund 
geſtellt. Solange nur diskutiert und keine Beſchlüſſe gefaßt, ſo⸗ 
lange hinſichtlich des Syſtems und der Methoden der allgemeinen 
Abrüſtung keine Ffeſtlegungen getroffen wurden, konnte fih die 
deutſche Delegation damit begnügen, immer wieder die deutſche 
Abrüſtung als Vorbild und Muſter vorzuhalten, immer wieder die 
Arbeiten der Konferenz nach dem Derfailler Vertrag hin zu orien- 
tieren. Wenn jedoch zu Beſchlüſſen und Feſtlegungen geſchritten 
wurde, wenn, wie dies die Schlußreſolution tun wollte, ſozuſagen 
der Rahmen für eine zukünftige Abrüſtungskonvention gezeichnet 
und gewiſſe Grundſätze für ſie aufgeſtellt wurden, die ſich von den 
Grundſätzen und Methoden, nach denen die deutſche Abrüſtung 
durchgeführt worden iſt, weſentlich unterſchieden, die mit anderen 
Worten eine Abrüſtung ſehr viel weniger durchgreifenden Charak- 
ters, eine mit weniger Verboten und Beſchränkungen feſtlegen 
wollte, dann ſtellte ſich für Deutſchland ganz von ſelbſt die 
Frage der Gleichberechtigung. Was wird aus dem Teil V des 
Derfailler Vertrages? Was wird aus den zahlreichen Verboten 
und Einfchränfungen, denen die deutſche Landes verteidigung unter⸗ 
worfen ift, wenn ein für die ganze Welt gültiges Abrüſtungsab⸗ 
kommen beſchloſſen wird, das hinter der deutſchen Abrüſtung ſehr 
weit zurückbleibt? Soll dann Deutſchland weiter unter einem 
Ausnahmerecht ſtehend Sollen für Deutſchland Verbote gelten, 
von denen die anderen frei ſindd Sollen die anderen jene Mittel 
der Landesverteidigung, die Deutſchland bisher nicht beſitzen darf, 
haben dürfen? Dieſe Fragen bejahen, hieße auf die Gleichberechti⸗ 
gung Deutſchlands verzichten, hieße Selbſtentmannung und Selbit- 
aufgabe! Das deutſche Volk hat dreizehn Jahre lang die 
Saft der Abrüſtung allein getragen. Es hat vorgeleiſtet 
in der Hoffnung, die Leiſtung der anderen werde folgen. Die 
Schlußreſolution der Abrüſtungskonferenz bedeutet, daß die erſten 
ſechs Monate der Abrüſtungskonferenz keine Ausſicht auf eine be⸗ 
friedigende Gegenleiſtung eröffnet haben. Es war deshalb ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß die deutſche Delegation nicht nur die Schluß⸗ 
reſolution ablehnte, obwohl ſie vorher kräftig unter Druck geſetzt 
wurde, um von ihr wenigſtens eine Stimmenthaltung zu erzielen. 
Die deutſche Delegation mußte mehr tun: Sie mußte mit aller 
Deutlichkeit zum Ausdruck bringen, daß die Gleichberechtigungs⸗ 
frage nunmehr akut ſei, daß nun, wo die anderen ſich weigerten, 
auf den Boden des Derfailler Abrüſtungsſpſtems zu treten, die 
Beſeitigung dieſes Syſtems für Deutſchland und ſein Erſatz durch 
jenes Syſtem einwandfrei klargeſtellt werden müſſe, das die All- 
gemeine Abrüſtungskonferenz für alle Völker ausarbeiten ſoll. Die 
deutſche Delegation hat weiter in einer ausdrücklich als Erklärung 
der deuifchen Regierung bezeichneten Formulierung ihre Teilnahme 
an der zweiten Phaſe der Abrüſtungskonferenz davon abhängig ge⸗ 
macht, ob es in der Zwiſchenzeit gelingen wird, mit jenen Staaten, 
die bisher der Anerkennung der deutſchen Gleichberechtigung ſich 
widerſetzten (in erſter Linie Frankreich), zu einer Einigung zu ge⸗ 
langen. Dieſe energiſche Haltung der deutſchen Delegation hat bei 
denen, die bisher die politiſchen Nutznießer der einſeitigen deutſchen 
Abrüſtung geweſen ſind, natürlich Mißfallen erregt, es hat manche 
fogar erſchreckt. Hoffentlich ift es ein heilſamer Schrecken! Hoffent- 
lich wird es nun allen Beteiligten klar werden, daß der deutſche 
Anſpruch auf Gleichberechtigung, auf gleiches Recht in der Wehr- 
frage und auf gleiche Sicherheit bejaht werden muß, wenn man 
Deutſchland wieder am Tiſch der Genfer Abrüſtungskonferenz ſehen 
will. Die Frage der deutſchen Gleichberechtigung hinſichtlich der 
Landesverteidigung iſt unzweifelhaft die entſcheidendſte der deutſchen 
Lebensfragen. Sie berührt die materielle und die ideelle Seite des 
nationalen Daſeins gleich tief und gleich entſcheidend. Wer ſie 
verneinen will, muß ſich der Folgen bewußt ſein, die ſich daraus 
ergeben müſſen. Dr. K. Schwendemann. 


Die rumäniſchen Wahlen 


Die Stellung der Regierung Jorgas war ſchon ſeit längerer 
Seit erſchüttert. Aber der Streit der Parteien um ſeine Erbſchaft 
verzögerte immer wieder feinen Rücktritt. Jedoch die Unzulänglich⸗ 
keit der Regierung, die wachſenden wirtſchaftlichen und finanziellen 
Schwierigkeiten zu meiſtern, beſtimmte ſchließlich den König, die 
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Regierung zum Rücktritt zu veranlaſſen. Dem König ſchwebte jhon 
lange eine Regierung der nationalen Konzentration vor, weil er 
ſich nur von einer ſolchen wirkliche Rettung des Landes erhoffte. 
Doch alle ſeine Bemühungen in dieſer Richtung ſcheiterten an der 
Eiferſucht und Rivalität der Parteien. Schließlich blieb ihm nur 
die Wahl übrig, einer der beiden ſtärkſten Parteien des Landes, den 
Liberalen oder den Nationalzaraniſten, die Regierung zu übertragen. 
Wenn man bedenkt, daß der König ſich noch immer nicht mit der 
liberalen Partei, die ihn ſeinerzeit ſcharf bekämpft hatte, ausgeſöhnt 
hat, ift es verſtändlich, daß feine Wahl auf die National» 
zaraniſten fiel. 

In Rumänien hat es ganz felten Koalitionsregierungen gegeben, 
und fie waren immer äußerſt ſchwach. Deshalb ift es eigentlich 
üblich, daß jede Regierung in Rumänien auch über eine geſchloſſene 
ſtarke parlamentariſche Mehrheit verfügt. So hat denn auch der 
neue rumäniſche Minifterpräfident, Dr. Daida-Doiwod, ſofort nach 
ſeiner Betrauung das Parlament aufgelöſt und neue Wahlen aus⸗ 
geſchrieben, um ſich die parlamentariſche Mehrheit zu ſichern. 

Die Wahlen zur Kammer haben am 17., die zum Senat am 
20. dieſes Monats ſtattgefunden und haben, wie allgemein erwartet 
wurde, eine große Mehrheit für die Regierung ergeben. Von ins» 
geſamt 587 Kammermandaten entfallen auf die Regierungspartei 
277 Mandate, auf die (alt) liberale Partei unter Duca 28, auf die 
Diſſidenten⸗Liberalen (Georg Bratianu) 15, die Bauernpartei unter 
Lupu 12, auf die antiſemitiſche Liga (Cuza) 11, die ungariſche 
Partei 14, die jüdiſche und andere Parteien 4 bis 5 Mandate. Die 
Senatswahlen haben für die Regierung ein gleich günſtiges Er⸗ 
gebnis gehabt. 

Die große Mehrheit der Regierung erſcheint auf den erſten Blick 
ſicherlich verdächtig. Man denkt unwillkürlich an die Wahlmethoden 
des Balkans. Und doch können diefe Wahlen ohne Übertreibung 
als rein bezeichnet werden. Irgendein Terror von ſeiten der 
Regierung ift nicht angewendet worden; ja, man fagt, die Re- 
gierung habe in einigen Wahlbezirken fogar ſelbſt die oppoſttionellen 
Kandidaten unterſtützt, weil ſie ſich vor einer zu großen Mehrheit 
gefürchtet habe. Die Mehrheit klärt ſich aber auf natürliche Weiſe 
dadurch auf, daß jede Regierung in Rumänien eine ſehr große An⸗ 
ziehungskraft hat, befonders aber die jetzige, die über eine ſtarke 
Anhängerſchaft verfügt. Ausſchlaggebend iſt die Eigentümlichkeit 
des Wahlgeſetzes, daß eine Partei, die 40 v. H. der Stimmen 
auf ſich vereinigt, noch eine hohe Prämie bekommt, ſo daß ſie dann 
alfo von vornherein über eine Sweidrittelmehrheit verfügt. Dieſe 
Beſtimmung des Geſetzes, das übrigens von den Liberalen geſchaffen 
worden iſt, hat zweifellos den Zweck, die Autorität der Regierung 
zu ſtärken. 

Das Wahlergebnis hat die nationalzaraniſtiſche Partei in dem 
Beſitz der Regierungsgewalt beſtätigt. Es ſteht aber noch nicht feſt, 
ob Dr. Daida auch weiter Chef der Regierung bleiben wird oder 
ob er nicht, wozu er große Neigung beſitzen ſoll, einem anderen 
Parteigenoſſen die Macht übergibt. Es wird auch wieder von einem 
Derfuch, eine Koalitionsregierung zu bilden, geſprochen. Wer aber 
auch immer die Geſchicke Rumäniens leiten wird, er wird angeſichts 
der verzweifelten Wirtſchaftslage vor einer ſchweren, faſt unlösbaren 
Aufgabe ſtehen. In außenpolitifcher Hinficht wird das Wahlergebnis 
und eine etwaige Umbildung der Regierung keine Anderung bringen. 
Es wäre aber ſehr zu wünſchen, daß die zukünftige Regierung die 
unterbrochenen Arbeiten des früheren nationalzaraniſtiſchen Kabinetts 
zwecks grundſätzlicher Regelung der Minderheitenfrage bald wieder 
aufnehmen und zu Ende führen würde. 

Die Deutſchen Rumäniens hatten, wie ſchon oft vorher, mit der 
Regierungspartei ein Wahlabkommen abgeſchloſſen, das nur tech⸗ 
niſcher Art war und mit keinerlei politiſchen Bedingungen ver⸗ 
knüpft iſt. Sie haben aber infolge der traditionellen Diſziplin einen 
ſchönen Erfolg zu verzeichnen. 


Das Abſinken der polen in Oberſchleſien 


In der Tagesprefje und in Zeitfchriften erſcheinen immer 
wieder Deröffentlichungen, die beſorgt auf ein Umſichgreifen der 
polniſchen Bewegung in den Grenzgebieten hinweiſen. Ganz be⸗ 
ſonders wird in dieſen Deröffentlichungen die Beſorgnis aus⸗ 
geſprochen, daß die Preußiſche Minderheitenſchulverordnung 
förderlich für das Wachstum der polniſchen Bewegung werden 
könnte. Es wird befürchtet, daß die Lehrer, die an den polniſchen 
Minderheitenſchulen unterrichten, im wachſenden Umfange in der 
N Pag Agitation treiben, und daß durch die Einrichtung 
der Schulen überhaupt neue Mittelpunkte des polniſchen Lebens ge- 


ſchaffen werden, die fih für die Zukunft als eine dem Deutſchtum 


höchſt abträgliche Erſcheinung er müſſen. 

Dieſe Beſorgniſſe find gewiß verſtändlich. Sie find im Einzel- 
falle ſogar berechtigt, weil es die Führer der en Minderheit 
nicht immer verſtanden haben, die ihnen durch die Preußifche Re- 
gierung gewährten Rechte mit der erforderlichen Loyalität und dem 
notwendigen Taktgefühl in Anſpruch zu nehmen. über ſolchen be- 
dauerlichen Einzelheiten darf aber doch die Betrachtung des 


Ganzen nicht hintangeſetzt werden. Eine ſolche Betrachtung der 
polniſchen Bewegung in den Grenzgebieten in ihrer Geſamtheit führt 
aber zu Ergebniſſen, die dartun, daß von einem Vordringen des 
Polentums auch nicht im entfernteſten die Rede ſein kann. Im 
Gegenteil kann die Feſtſtellung getroffen werden, daß die Anhänger- 
zahl der polniſchen Minderheit in den Jahren der Vachkriegszeit 
unaufhaltſam zurückgegangen iſt. 

Das zur Beurteilung und zur Feſtſtellung dieſer Erſcheinung 
zur Verfügung ſtehende Material gewinnt man aus einer vergleichs⸗ 
weiſen Darſtellung der Wahlergebniſſe in den Grenzkreiſen. den 
intereſſanteſten Vergleich gibt hierbei die Provinz Oberſchleſien, in 
der noch die bei der Abſtimmung vom Jahre 1921 gegebenen Zahlen 
zur Verfügung ſtehen. Im folgenden ſei deswegen eine Tabelle der 
einzelnen Kreiſe mit den vergleichenden Zahlen gebracht, wie ſie ſich 
feit der Abſtimmung im Jahre 1921 über die preußiſchen Landtags⸗ 
wahlen von 1924, 1928 und 1952 hin geſtaltet haben. Leider konnte 
dieſer Tabelle noch kein amtliches Material zugrunde gelegt werden, 
weil eine amtliche Auseinanderrechnung der durch die Grenzziehung 
zerriſſenen Kreiſe auf die erforderlichen Vergleichszahlen hin noch 
nicht vorliegt. Wohl aber iſt von polniſcher Seite, alſo von einer 
nach dieſer Richtung hin gewiß nicht zu ungünſtig rechnenden Seite, 
eine ſolche Auseinanderrechnung auf die bei Preußen verbliebenen 
Teile für die Ergebniſſe von 1921 vorgenommen worden, und zwar 
in dem „Kurier Poznanſkie“ vom 10. Mai 1952. Legt man der 
nachfolgenden Spalte für das Jahr 1921 dieſe 
Rechnung zugrunde, ſo ergibt ſich damit nun die nachſtehende 
Tabelle: i 


Volksab⸗ 
ſtimmun 


preuß. Landtagswahlen 


g ...... 


Polniſche Stimmen 


1924 18928 1982 
| 
im Kreife Oppeln einfchl. | 
E PEETI 26 100 11 463 7911 6 369 
„ „ Gleiwitzeinſchl. 
Stadt. . 33 600 4 450 3 927 3 544 
„ „ Groß -Strehlitz] 23 000 5 854 5 024 4 407 
„ „ Roſenberg 11 000 2950 | 2300 1 664 
„ „ Ratibor (in 
Deutſchland 
verbl. Teil) 
einſchl. Stadt | 13 200 4341 
ee E a 12 000 2 287 
„ „ẽ SGuttentagg 3 600 652 | 
„ „ Neunſtadt 4.000 1263 | 
„ „ Kreuzburg 1 650 214 
„ Hindenburg | 
einſchl. Tar- 
nowit -.... | 36000 4 372 
„ „ Beuthen⸗Land. 19 000 2 629 
in der Stadt Beuthen. 10000 778 


in polniſchen Wahl⸗ 
kreiſen insgefamt .... | 193 150 34207 | 27558 


Diefe Zahlenaufftellung zeigt, welche rapide Rückwärtsentwick⸗ 
lung das Polentum in der Provinz Oberſchleſien genommen hat. 
Etwa 195 000 polniſche Stimmen im Oppelner Schleſien im Jahre 1921 
ſtehen elf Jahre ſpäter nur noch etwa 28 000, alſo ein Siebentel der 
urſprünglichen Stimmenzahl gegenüber. Stellt man ſelbſt in Rech⸗ 
nung, daß eine Anzahl Polen nach der Grenzziehung in den polniſch 
gewordenen Teil von Oberſchleſien übergewechſelt find, fo dürfte diefe 
Sahl doch nicht größer als mit 5000 angenommen werden. Die 
oben angezogene polniſche Zeitung weiſt ſelbſt darauf hin, daß un⸗ 


gerechnet des natürlichen Zuwachſes an Stimmberechtigten in den 


letzten Jahren 160 000 OGberſchleſier im wahlpflichtigen Alter, die 
bei der Volksabſtimmung für Polen votiert haben, bei den letzten 
preußiſchen Landtagswahlen ihre Stimmen dem deutſchen Lager zus 
gewandt haben müſſen. Dieſe Entwickelung iſt eingetreten, un⸗ 
beſchadet der Tatſache, daß gerade in Gberſchleſien die meiſten pol- 
niſchen Schulen zugelaſſen worden ſind. H. W. 


vor 400 Jahren Carolina 


Dies iſt ein bedeutſamer Gedenktag der deutſchen Kultur- 
geſchichte: Am letzten Julitage 1552 wurde auf dem Reichstag zu 
Regensburg „Des allerdurchleuchtigſten, großmechtigſten, unüber- 
windtlichſten Keyſer Karls V. unnd des heyligen Römiſchen Reiches 
Peinlich Gerichtsordnung“ (kurz „Carolina“ ge⸗ 
nannt) zum Geſetz erhoben. Es war die allererſte reichsgeſetzliche 
Zuſammenfaſſung des deutſchen Strafrechts, das bis dahin aus einem 
Durch- und teilweiſe auch Widereinander der verſchiedenſten nach 
Stämmen und Landſchaften geſchiedenen Rechtsbräuche beſtand. So 
hatten denn die Klagen über die Unficherheit des Rechts den Anlaß zu 


*) Kreis Beuthen -Tarnowitz. 
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der Kodifikation gegeben, weil „im Römiſchen Reich teutſcher Nation, 
altem gebrauch und herkommen nach, die meyſten peinlich gericht mit 
perſonen, die unfer keyſerlich Recht nit gelernt, erfaren oder übung 
haben, beſetzt werden und an vielen orten offter mals wider recht 
und gute vernunft gehandelt worden“. Leider blieb infolge des 
Widerſpruchs der Fürſten und Landesherren auch die Carolina ein 
Kompromiß. Ihre Normen galten nur, ſoweit „die alten, 
wolerbrachten, rechtmeſſigen und billigen gebreuche“ der einzelnen 
Landesrechte nicht ausreichten. Trotzdem aber iſt die Carolina, 
deren Geltungsdauer bis ins 18. Jahrhundert hinüberreicht, in ihrer 
praktiſchen Wirkſamkeit eine der bedeutſamſten Kulturtaten der 
deutſchen Rechtsgeſchichte. Ihre knappe und für die damalige Zeit 
beſonders klare Sprache, ihre an den Lehren der großen italieniſchen 
Juriſten des 15. und 14. Jahrhunderts geſchulte Syſtematik hat ſie 
gewiſſermaßen zur Grundlage der deutſchen Strafrechtswiſſenſchaft 
gemacht. Bier werden zum erſtenmal klar und deutlich die uns noch 
heute geläufigen allgemeinen Begriffe des ſtrafrechtlichen Verſuchs, 
der Notwehr, der Fahrläſſigkeit uſw. umriſſen. Die Stoffanordnung 
ift von vorbildlicher Überſichtlichkeit. Und da es fih in der Haupt- 
ſache um eine Regelung des Strafprozeſſes handelte — das eigent⸗ 
liche Strafrecht nimmt nur etwa ein Drittel des Umfangs ein — 
jo ift uns dieſes Geſetzbuch ein getreuer Kulturſpiegel des öffent- 
lichen Lebens im ausgehenden Mittelalter, eine Fundgrube inter⸗ 
eſſanter Einzelheiten. An der Wende zur Neuzeit entſtanden, iſt die 
Carolina eine kurioſe Miſchung aus modernen, fortſchrittlichen 
Ideen oder wenigſtens Anſätzen dazu und mittelalterlichen Ge⸗ 
bräuchen. So werden z. B. ſchon beim Diebſtahl an geweihten 
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Dingen und Stätten, der an ſich beſonders ſchwer zu beſtrafen war, 
„hungers not, jugent und torheyt“ als Strafmilderungsgründe bes 
rückſichtigt. So zerbrach ſich der Geſetzgeber den Kopf darüber, ob 
ein Mann auch einem Weibe gegenüber in Notwehr handeln kann, 
und kam zu dem Schluß, es ſei wohl möglich, daß „eyn grauſam 
weib eynen wepchen mann zu einer notweer bringen mocht“. So 
wird zwar für den Selbſtmord eines Miſſetäters, der ſich dadurch 
der Strafe entzogen hat, der Erbe durch Einziehung des Erbes be⸗ 
ſtraft, aber eine Ausnahme vorgeſehen, wenn jemand „aus kranck⸗ 
heyten des leibs, melancolei, gebrechlichkeit jeyner fint oder der⸗ 
gleichen blödigkepten“ ſich ſelbſt tötet. Ins finſterſte Mittelalter 
geraten wir jedoch bei dem Art. 109 „Straff der zauberey“, der den 
Feuertod jedem androht, den „den leuten durch zauberey ſchaden oder 
nachtheyl zufügt“. Hieraus hat fih noch mancher berüchtigte Herena 
prozeß hergeleitet. Auch das weite Anwendungsgebiet der Todes⸗ 
ſtrafe und die geradezu ſadiſtiſche Erfindungskunſt vielfältigſter Hin- 
richtungsarten und Quälereien macht die Carolina zu einem Doku⸗ 
ment des Mittelalters. Für Mann und Frau gibt es oft verſchie⸗ 
dene Todesformen bei gleicher Tat. So wurde der Giftmörder 
durchs Rad gerichtet, die Giftmörderin aber ertränkt. Schleifen zur 
ichtſtatt „durch unvernünfftige thier“ oder Reißen mit glühenden 
Sangen waren als Fuſatzſtrafen vorgeſehen. Zungen, Ohren und 
Finger wurden abgeſchnitten. So iſt die Carolina in allem das echte 
Produkt einer Übergangszeit. Ihre Bemühung um fortſchrittliches 
Denken ſollte aber über dem Vaften an alten, damals noch nicht 
genügend überlebten Bräuchen nicht vergeſſen werden. 


C. F. w. Behl. 


Deutſche Oſtprobleme 


Oſtpreußen, Danzig und der polniſche Korridor als Verkehrsproblem. 
Von Prof. Dr. Albert von Mühlenfels. 61 S. Im 
Diteuropa-Derlag, Berlin W 35 und Königsberg i. Pr. 


Dieſe Schrift, die aus einem Dortrag des Derfaſſers hervor- 
gegangen ift, gibt eine vortreffliche Uberſicht über die Verkehrsfragen 
des Oſtens. Die vier Kapitel behandeln: Das Oſthandelsproblem, 
Das oſtpreußiſche Produktions- und Abſatzproblem, Das Danziger 
Problem und Das Korridorproblem. Mit Recht wird von dem Der- 
faſſer darauf aufmerkſam gemacht, daß „die Probleme des deutſchen 
Nordoſtens nicht nur rein wirtſchaftlich, ſondern in hohem Grade 
auch nationalpolitiſcher Natur“ ſeien. 


An der Hand reichen ſtatiſtiſchen Materials wird im erſten 
Kapitel die ſchwierige Lage Königsbergs geſchildert. Vor dem 
Weltkrieg war Königsberg, wie Graf Witte einmal ſagte, neben 
Petersburg, Reval, Riga und Libau Rußlands fünfter Gſtſeehafen. 
Es wurden für Rußland vor dem Kriege über 400 000 t Heringe 
über Königsberg verſchifft. Und aus der Ukraine kamen dafür 
Hülſenfrüchte (400 000 t), aus Rußland Holz, Sellſtoff, Flachs, 
Hanf und Hede über Königsberg zum Verſand. Mit Recht konnte 
man damals ſagen, daß dieſer „Maſſengüterverkehr mit Oſteuropa 
das Rückgrat des Königsberger Handels“ bildete. 

Die Strukturwandlung und Schrumpfung des ruſſiſchen Handels 
feit der Herrfchaft der Bolſchewiſten und die ſyſtematiſche Verſchie⸗ 
bung des polniſchen Handels von Königsberg nach Danzig und 
neuerdings nach Gdingen bringen Königsberg ſchwere Verluſte bei. 
Wie groß diefe Verſchiebung ift, zeigt die folgende Gegenüberſtellung 
des Verfaſſers. Danzig hatte 1915 einen Güterumſchlag von 1,2 Mil- 
lionen To., 1928 betrug er für Danzig zuſammen mit dem inzwiſchen 
erbauten Gdingen 10,5 Mill. To., während der Königsberger Handel 
in dieſem Zeitraum von 1,7 auf 1,6 Mill. To. zurückging. 

Nicht weniger lehrreich ſind die nächſten Kapitel, in denen die 
Erſchwerung der oſtpreußiſchen Produktion und des Abſatzes auf⸗ 
gezeigt werden. Der Derluft der nahen Märkte, Weſtpreußen und 
Poſen, fügt der oſtpreußiſchen Viehzucht ſchweren Schaden zu. Der 
Verſand von oſtpreußiſchem Großvieh nach den beiden genannten 
Märkten betrug 1915 85 885 Stück. Er ging im Jahre 1928 auf 
142 Stück zurück. 

Trotzdem Danzig mengenmäßig ſeinen Im⸗ und Export ſteigern 
konnte, iſt ſeine Wirtſchaftslage dennoch wenig günſtig. Danzig 
wird nicht nur in den letzten Jahren von Polen offenſichtlich gegen⸗ 
über Gdingen benachteiligt, ſondern auch das Anwachſen der Dan⸗ 
ziger Einfuhr und Ausfuhr geht auf die wenig vorteilhafte Der- 
ſchiffung von Rohſtoffen zurück. Beſonders bei dem Kohlenerport 
ſind die Danziger Firmen ſo gut wie nicht beteiligt, da dieſer von 
den oberſchleſiſchen Kohlengruben ſelbſt getätigt wird. 

Im letzten Kapitel, Korridorproblem, wird von dem Derfaffer 
der zahlenmäßige Beweis erbracht, daß Polen ſyſtematiſch an einer 
Verlagerung des bisherigen Warenverkehrs von Oſt nach Weſt in 
die Richtung von Süd nach Nord arbeitet, um damit die vermeint⸗ 
liche Notwendigkeit des eigenen Zugangs zum Meere zu beweiſen. 
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Unter dieſer Tendenz leidet naturgemäß der deutſche Durchgangs⸗ 
verkehr von Oft nach Weft und umgekehrt. 
* 3 


* 

Oſtpreußens geſchichtliche Sendung. Don Prof. Dr. Wilhelm 
Stolze. 28. S. Langenſalza, Hermann Beyer & Söhne. 1931. 
In zwei knappen Vorträgen wird dem Leſer die Geſchichte und 
Entwicklung Oſtpreußens dargeboten. Im erſten dieſer Kapitel 
wird vor allem die große Leiſtung des deutſchen Ordens für die Ge⸗ 
winnung dieſer weit nach Oſten vorgeſchobenen Baſtion geſchildert; 
im zweiten wird das Hineinwachſen Oſtpreußens in den Preußiſchen 
Staat dargeſtellt. Erfreulicherweiſe wird von dem Derfafler trotz 
des beſchränkten Raumes nicht nur die politiſche, ſondern auch die 
kulturelle Leiſtung erwähnt. Die Schrift iſt eine gute erſte Ein⸗ 

führung in das Thema Gſtpreußen. 

+ 


* 
Die Not Oſtpreußens. Don Freiherrn von Gay l. 56 S. Wil- 
helm Gründler, Buh- und Kunſtverlag, Berlin SW 68. 
Gapls kleine Schrift führt in die Gegenwart hinein. Oft- 
preußens Not in wirtſchaftlicher, kultureller und ſeeliſcher Be⸗ 
ziehung wird nach einem knappen, geſchichtlichen Rückblick ein- 
dringlich geſchildert, wobei viel intereſſantes Material über die An⸗ 
ſprüche Polens auf Oſtpreußen beigebracht wird. Wie ſchwer Oft- 
preußen unter der Abſchnürung vom Reich zu leiden hat, erhellt 
ſchon aus der einen vom Derfaſſer angeführten Zahl, daß nämlich 
Oſtpreußen 94 bis 99 v. H. feines Handelsverkehrs nach Poſen und 
Weſtpreußen verloren hat. Infolge des Derluftes dieſer nahen 
Märkte muß Oſtpreußen jetzt jährlich 14 bis 15 Mill. Rm. mehr 
an Frachten aufbringen. Die augenblicklich ſo aktuelle Frage der 
Siedlung wird in dieſer trefflichen Schrift nur kurz geſtreift. 
Die Aufgabe Deutſchlands, Oſtpreußen nicht nur wirtſchaftlich, 
ſondern auch kulturell zu helfen, iſt beredt dargeſtellt. Dieſe 
kulturelle Stützung ift für Oſtpreußen doppelt notwendig, um feiner 
Bevölkerung die ſeeliſche Widerſtandskraft zu erhalten. 
* 
* 
Bericht der Oſtpreußiſchen Landgeſellſchaft für 1950. 79 S. Oft- 
preußiſche Druckerei und Verlag⸗Anſtalt, Königsberg. 1951. 
Dieſer Jahresbericht kann mitteilen, daß im Jahre 1950 1111 
Rentengüter mit einer Fläche von 12 712,99 ha errichtet feien. 
Das iſt nicht nur das Maximum, das dieſe Geſellſchaft erreicht hat, 
ſondern es ſtellt einen Rekord — wenn man dieſen ſportlichen Aus- 
druck gebrauchen darf — für eine Provinz in Preußen dar. Es 
wurden durch dieſe Siedlungen 44 Dörfer neu geſchaffen. Man 
darf nur hoffen, daß in den nächſten Jahren noch eine verſtärkte 
Tätigkeit im Siedlungsweſen einſetzen wird, denn noch immer ge⸗ 
hört Oſtpreußen zu den dünnſt bevölkerten Provinzen des Reichs. 
Erfreulich iſt die Feſtſtellung des Berichts, daß „die Lage der Siedler 
noch als verhältnismäßig befriedigend“ angeſehen werden kann. 
Swangsverſteigerungen ſind im letzten Jahre nur ſechs angemeldet 
worden, d. f. 0,09 v.H. der bisher von der Landgeſellſchaft ges 
ſchaffenen Bauernhöfe. ; 
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Bericht der Oſtpreußiſchen Landgeſellſchaft für 1951. 48 S. Oft- 
preußiſche Druckerei und Derlagsanftalt A.-G. Königsberg 1932. 
Stellte der Bericht der Oſtpreußiſchen Landgeſellſchaft von 1950 
einen Höhepunkt der Siedlungstätigkeit dar, ſo berichtet der vom 
Jahre 1951 von einem Kückſchlag. Es konnten nur 656 Neufiedler 
angeſetzt werden. Zudem hat fih im Zuſammenhang mit der 
ſteigenden Unrentabilität der Landwirtſchaft auch die wirtſchaftliche 
Lage der Siedler verſchlechtert, ſo daß Reich und Preußen im 
Frühjahr 1952 Rentenſtundung für ein halbes Jahr ausſprechen 
mußten. Der Bericht, der, wie erwähnt ſei, u. a. von Freiherrn 
von Gayl, einem der führenden Männer der Oſtpreußiſchen Sied⸗ 
lung unterzeichnet iſt, kommt zum Schluß auf die Frage der Sied⸗ 
lungs möglichkeiten in Oſtpreußen zu ſprechen. Der 
Bericht führt dabei aus, daß dieſe entgegen vielfach gemachten An⸗ 
gaben anderer Stellen durchaus beſchränkt ſind. Die ſeit 1919 in 
Oſtpreußen insgeſamt geſchaffenen 10205 Neuſiedlerſtellen haben 
einen erheblichen Teil der beſiedlungsfähigen Fläche des oſtpreußi⸗ 
ſchen Großbetriebes beanſprucht. Da auch bereits 45 v. H. des 
Landlieferungsſolls von Oſtpreußen zu Siedlungszwecken erfüllt ſind, 


ergibt fih, daß hier Neuſiedlerſtellen nicht mehr in unbegrenzter 


gahi o werden können. Der frühere Ernährungsminiſter 
chlange⸗Schöningen wollte bekanntlich dem Siedlungsfonds Oft- 
preußens noch diejenigen Güter (rund 2 Millionen Morgen) zu⸗ 
führen, die ſo hoch verſchuldet ſind, daß ſie keine Rentabilität mehr 
abwerfen. Dadurch wäre in Oſtpreußen für eine weitere Bauern⸗ 
ſiedlung (50 000 Bauernſtellen) Platz geſchaffen worden. 

* * 


* 

Oſtpreußen. Grieben, Grenzlandführer für die wandernde Jus 
gend. 154 S. Grieben-Derlag, Albert Goldſchmidt, Berlin W 35. 
Dieſer Band der bekannten Reiſeführer ift beſonders für die 
Jugend beſtimmt. Er enthält in ſeinem zweiten Teil eine Reihe 
von Routen für Wanderungen zu Lande und Fahrten zu Waſſer, 
mit vielen guten Ratjchlägen und Winken. Im erſten Teil werden 
Land und Leute, oſtpreußiſche Kunſt und Wirtſchaft anſchaulich ges 
ſchildert. Fahlreiche kleine Abbildungen beleben den Führer, der 
mit einer guten Karte verſehen iſt. Man kann dieſes Büchlein nur 
in die Hand vieler Schüler wünſchen, damit fie ſchon frühzeitig das 
ſchwerſte Kapitel neudeutſcher Geſchichte kennenlernen „Überſee⸗ 

kolonie Oſtpreußen“. a 

* 


* 
Weichſelkorridor und Oſtoberſchleſien. Der weltwirtſchaft⸗ 
liche Fuſammenhang beider Probleme. Don Landes- 


kämmerer Werner. 51 S. Verlag M. u. 5. Marcus, Breslau. 


Die Broſchüre von Werner gehört zu dem Beſten, was über den 
Widerſinn der deutſchen Oſtgrenze geſchrieben ift: Die Theſe von 
der Notwendigkeit eines Zugangs Polens zum Meer wird auf ihre 
Stichhaltigkeit unterſucht. Der Verfaſſer kommt dabei zu der feft- 
ſtellung, daß erft die das Reſultat der Volksabſtimmung negierende 
Teilung Oberſchleſiens Polen zu einem nennenswerten Exportland 
gemacht hat. 

Nach polniſchen Quellen ift Oſtoberſchleſien = 1 v. H. der Fläche 
Polens, — 4 v. Å. der Einwohner Polens, = 55 v. H. des Exports 
Polens. — Bei dieſem polniſchen Export ſpielt aber die oberſchleſiſche 
Kohle, die, ſolange dieſes Gebiet zu Deutſchland gehörte, im In⸗ 
lande blieb und nicht auf den Weltmarkt geworfen wurde, die 
größte Rolle (4,9 Millionen Tonnen); der verbleibende Reit von 
5,8 Millionen Tonnen iſt ſogar geringer, als der Warenverkehr des 
Deutſchen Reichs mit Oſtpreußen und retour, der 5,9 Millionen 
Tonnen ausmacht. Die Sahlen beziehen ſich auf das Jahr 1927. 
„Polen begründet“ — ſo ſchreibt Werner — „aber doch gerade den 

nſpruch auf den Korridor mit der Notwendigkeit des Exports. 

Dieſer Export aber beruht nahezu ausſchließlich auf der übermäßigen 

und ungerechten Zuteilung von Bodenſchätzen in Gſtoberſchleſien.“ 

An Kohlenvorräten erhielt Polen 92,5 v. B., an Zink- und Blei- 

vorräten 65 v. Z., obgleich bei der Abſtimmung rund 60 v. H. der 

en für Deutſchland und nur 40 v. H. für Polen geſtimmt 
atten. 

Jeder, der ſich für die deutſchen Oſtfragen intereſſiert, müßte 
dieſe ſehr beachtenswerte Schrift geleſen haben. ; 

* = * 

Berlin, Warſchau, Danzig. Der Konflikt der nächſten Zeit. 
Robert Tourly. 
1929. 

Der franzöſiſche Schriftſteller Tourly hat im „Soir“ eine Reihe 
von Aufſätzen über feine Keiſeeindrücke in Berlin, Warſchau und 
Danzig veröffentlicht, die jetzt in deutſcher Überſetzung geſammelt 
erſchienen find. Überaus lebendig find die Berichte Tourlys ge- 
ſchrieben. Er beſitzt die richtige Leidenſchaft des Reporters, ſelbſt 
alles zu ſehen und ſelbſt zu urteilen. Als Stichprobe ſei die Schil⸗ 
derung feiner Ankunft in Danzig wiedergegeben. „Wie herrlich 
einheitlich ift der Eindruck, den dieſe Stadt erweckt! Es iſt die alte 
ruhige deutſche Patrizierſtadt, in der uns Überlieferung von allen 
Seiten anweht.“ Vor dieſem guten Beobachter kann denn auch die 


Von 
170 S. Köln, Gilde-Derlag G. m. b. B. 


zugt. 


Grenzziehung an der Weichſel keine Gnade finden, die 3. B. die 
Dämme, die die fruchtbare, zu Deutſchland gehörende Niederung bei 
Marienwerder ſchützen, in polniſche Hand gibt. Tourly fällt das 
ſcharfe Urteil: „Alfo der Erfolg dieſer ‚ſtrategiſchen“ Grenze? Ein 
ganzer Landesteil iſt gelähmt in feinem Handel und Wandel, weil 
er nicht an ſeinen Verkehrsweg herankommt und in ſeiner Exiſtenz 
bedroht durch die Vernachläſſigung des Deiches! Sie finden die 
Landſchaft trübſelig, und auch die Menſchen hier ſind nicht eben 
vergnügt? Ja, wo foll wohl die Fröhlichkeit herkommen?“ — Wer 
ſich für dieſe Fragen intereſſiert, der greife zu dieſem Buch eines 
Franzoſen, der über ſeine deutſchen und polniſchen Eindrücke klug 


zu plaudern verſteht. 


+ * 
* 


Strukturwandlungen des Danziger Außenhandels. Don Kurt 
Peiſer. 56 S. Derlag und Druck von A. W. Kafemann G. m. 
b. H., Danzig. 

Unter Zugrundelegung zahlreichen ſtatiſtiſchen Materials ſtellt 
der Verfaſſer die Strukturwandlungen des Danziger Außenhandels 
dar. Peiſer zieht das Fazit ſeiner Ausführungen mit folgenden 
Worten: „Faßt man das Ergebnis der vorſtehenden Ausführungen 
in aller Kürze zuſammen, ſo ergibt ſich, daß zwar der Danziger 
Güterumſchlag in dem Jahrfünft von 1924 bis 1928 mengenmäßig 
einen ſtarken Aufſtieg erfahren hat, daß dieſer zahlenmäßige Auf⸗ 
ſtieg jedoch begleitet war von Strukturveränderungen des Danziger 
Außenhandels, die in ihrem Endergebnis um ſo weniger günſtig 
gewertet werden können, als fie eine Derjchiebung des Schwer⸗ 
gewichts des Danziger Außenhandels vom Eigenhandel zum Tranfit- 
verkehr bedeuten.“ 

Eine engliſche Ausgabe dieſer Schrift iſt gleichfalls vorhanden. 


x 2 
* * 


Polens Wirtſchaftspolitik und Danzig. Don Senator 
Althoff. 11 S. A. W. Kafemann, Danzig 1951. 


Dieſer Vortrag enthält, unbeſchwert von ſtatiſtiſchem Material, 
eine überaus lebhafte Schilderung der Notlage des Danziger Han- 
dels, der unter der Handelspolitik Polens um ſo mehr zu leiden hat, 
ſeitdem Polen feinen eigenen Hafen Gdingen ſyſtematiſch bevor- 

Die Polen lieben es, auf Danzigs großen Kohlenerport aus 
Polniſch-Gberſchleſien hinzuweiſen, den Danzig früher nicht beſeſſen 
habe. Demgegenüber zitiert Althoff ein Wort des Chefredakteurs 
des „Journal de Géneve“. Danzig habe von dem geſtiegenen Kohlen- 
export über ſeinen Hafen kaum etwas anderes als eine Handvoll 
Staub. Dieſe boshafte, aber berechtigte Bemerkung bezieht ſich 
darauf, daß der Kohlenerport nicht von Danziger Firmen, ſondern 
von den Kohlengruben in Polniſch-⸗Gberſchleſien ſelbſt getätigt wird. 
Und daß nach der Mechaniſierung der Verladung nicht einmal die 
Hafenarbeiter daran etwas zu verdienen bekommen. 

* * 


* 

Abgetrenntes deutſches Land. Lichtbilder aus Danzig und Um- 
gebung. Don Hermann Strunk. 65 S. Gräfe und Unzer 
Verlag, Königsberg i. Pr. 

Einige Gedichte über Danzig, von Max Halbe, Eichendorff und 
Karl Lange, und eine Reihe ſchöner Bilder aus Danzig und feiner 
Umgebung follen für die Schönheit beider werben. Das Schwer- 
gewicht liegt auf den Landſchaftsaufnahmen, in denen die Meer- 
bilder vorherrſchen. So künſtleriſch dieſe ſchwermütigen Motive aus 
dem Nordoſten deutſchen Landes find, jo ſehr vermißt man Auf- 
nahmen von den ſchönen Patrizierhäuſern Danzigs, das an der⸗ 
artigen Juwelen norddeutſcher Renaiſſancebauten ſo überreich iſt. 


* 
* * 


Der Riß im Oſten. Don Werner Rades. 
ſchaftspolitiſche Geſellſchaft E. D., Berlin. 

In kurzen Aufſätzen, unterſtützt durch zahlreiche Illuſtrationen, 
wird immer aufs neue die Abſurdität der Grenzziehung zwiſchen 
Polen und Deutſchland gezeigt. Viel Kartenmaterial und bildliche 
Darſtellungen ſtatiſtiſcher Angaben vervollſtändigen die Überſicht. 
Eine Reihe führender Männer aus dem deutſchen Oſten haben ſich 
an dieſer dankenswerten Aufklärungsarbeit beteiligt. Die Unter- 
ſchriften der Bilder ſind gleichzeitig mit engliſchem Text verſehen, 
jo daß die Schrift Werner Rades, fih gut für die ausländiſche Pro- 
paganda eignet. 


Dr.-Ing. 


159 S. Wirt- 


+ * * 


Oſtnot ift Reichsnot. Don Landtagsabgeordneten Pif hte. 38 S. 
Staatspolitiſcher Verlag G. m. b. H., Berlin. 


Der volksparteiliche Landtagsabgeordnete Piſchke hat in dieſer 
kleinen Broſchüre die Not des deutſchen Oſtens dargeſtellt. Es 
werden dabei nicht allein die direkt von ihr betroffenen Gebiete, wie 
Oſtpreußen, die Grenzmark, Weſtpreußen-Poſen und Schleſien be- 
handelt, ſondern auch Pommern wird berüdjichtigt. Der Verfaſſer 
aber bleibt nicht nur bei der Konſtatierung der Mißſtände ſtehen, 
fondern macht eine Reihe von Vorſchlägen zur Überwindun der 
Notlage. Die Revifion der Oftgrenze ſtellt Piſchke dabei mit Recht 
an die Spitze feiner Forderungen, aber er will bis zu ihrer Erfüllung 
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nicht die Hände in den Schoß gelegt ſehen. Er will dem deutſchen 
Often durch gute Handelsverträge, Ausbau des Derfehrsnetes und 
der Waſſerſtraßen, durch Hebung der Landwirtſchaft, vor allem aber 
durch Siedlung geholfen wiſſen. „Wir haben“, ſo ſchreibt er, „in den 
elf Regierungsbezirken der öſtlichen Provinzen 14 nn die ein⸗ 
ſchließlich der Städte nur 30 bis 40 Bewohner auf den Quadratkilo⸗ 
meter haben .... Solche Gebiete müſſen kulturell zurückbleiben 
und zu Einfallstoren fremden Dolfstums werden. Dabei iſt keine 
Oſtprovinz frei von ſolchen menſchenleeren Räumen. Darum müſſen 
wir ſiedeln, aus allen Kräften ſiedeln.“ 


: * 
x * 


Im Rauſchen des Memelſtroms. Don Erich Lojewſki. 78 S. 
Druck und Verlag J. Reylaender und Sohn, Tilfit. 


Hier ſind Sagen aus dem Memelgebiet geſammelt. Gewiß ein 
verdienſtliches Unternehmen. Leider aber iſt bei der Bearbeitung 
etwas Lehrhaftes, Nüchternes hineingefommen. Man gewinnt den 
Eindruck, daß dadurch die Unmittelbarkeit des ſprachlichen Ausdrucks 
gelitten habe. Beſonders die oft angeführten Geſpräche entbehren 
der Friſche des Volkstons. Es haftet ihnen etwas Papiernes an. 

1. * 


1 
Nach Oſtland wollen wir reiten. Geſchrieben von Friedrich 
Keiter. 40 S. Oſterreich⸗Heft der „Deutſchen Sängerſchaft“. 
Dieſe kleine Schrift, entſtanden aus den Eindrücken von der 
Fahrt nach Wien zum feft des Deutſchen Sängerbundes, legt Jeug- 
nis von dem ſtarken Gefühl der Dolkszuſammengehörigkeit ab, das 
in den farbentragenden und waffenführenden Sängerſchaften 
herrſcht. Aber das kleine Büchlein ift nicht nur ein Bekenntnis zu 
deutſchem Volkstum, es ift zugleich ein mit ſittlicher Kraft geſchrie⸗ 
benes Bekenntnis für den Anſchluß, das mit Liebe und feinem Der- 


ſtändnis das Weſen des Öfterreichers ſchildert und gleichzeitig die 
Brücke von dem norddeutſchen zum ſüddeutſchen Menſchen ſchlägt. 
Von den kleinen Aufſätzen ſeien „Die Wachau, öſterreichiſche Land⸗ 
ſchaft“, „Barock“, „Menſch Schubert“, „Berge und Bauern“ ge⸗ 
nannt. Hin und wieder wird leider eine antiſemitiſche Note ein⸗ 
gefügt, die wie ein Fremdkörper in dieſem ſonſt fo hochſtehenden 
kleinen Büchlein anmutet. Das kleine Heft iſt mit hübſchen Feder⸗ 
eichnungen der Maler Walter Prinzl und B. Daur geſchmückt. 

an kann dieſer kleinen Schrift weiteſte Verbreitung wünſchen. 


* * * 


Gegen den Korridor. olniſche Zeugniſſe und Tat- 
fahen. Don Axel Schmidt. 40 S. Derlag Edwin Runge, 
Berlin 1952 (Selbſtanzeige). 

In dieſer kleinen Schrift iſt der Nachweis erbracht, daß in 
der Landbrücke zwiſchen Oſtpreußen und dem Deutſchen Reiche vor 
dem Kriege eine deutſche Mehrheit gewohnt hat. Sowohl die Volks- 
zählungen ergaben das, als auch alle Reichstagswahlen, bei denen in 
den in Betracht kommenden 12 Wahlkreiſen eine wachſende deutſche 
Mehrheit vorhanden war. Sie ſtieg von 2921 Stimmen im Jahre 
1871 auf 58097 im Jahre 1912. Selbſt zu der Wahl für die 
Nationalverſammlung gab es eine deutſche Mehrheit; das iſt um ſo 
wertvoller, als die Polen Wahlenthaltung proklamiert hatten. Dieſe 
Abſtimmung kam alſo einem Plebiſzit gleich. Es gab damals 
502 728 deutſche Wähler und 267 214 polniſche Nichtwähler. Dieſe 
Theſe von dem deutſchen Charakter des Polniſchen Korridors 
wird noch beſtärkt durch eine Reihe von polniſchen und neutralen 
Sitaten, die den deutſchen Charakter der abgetretenen Gebiete be⸗ 
weiſen. Unter ihnen befinden ſich ſo maßgebende polniſche Führer, 
wie Pilſudſki, R. Dmowſki und die Profeſſoren Nitſch und Rudnicki 
und andere mehr. 


Der Kartoffelkäfer 


Die deutſche Offentlichkeit wurde dieſer Tage durch die Mit- 
teilung erſchreckt, daß ſich der gefährliche Kartoffel⸗ oder, wie er 
auch ſonſt noch heißt, Koloradokäfer, der kurz nach dem Kriege 
von Amerika nach Frankreich eingefchleppt wurde, auf dem An⸗ 
marſch nach Deutſchland befindet. Der Käfer befindet fih nur noch 
550 km von der deutſchen Grenze entfernt. Bei der Geſchwindig⸗ 
keit, mit der er ſich fortpflanzt und ausbreitet — ein Weibchen legt 
durchſchnittlich 700 bis 800 Eier im Jahr und bringt es in einem 
Jahre auf etwa 51 500 000 Nachkommen —, begreift man, daß 
dringende Vorſorge zur Abwehr dieſes Schädlings geboten iſt. 


BISCAVA À 


— 
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Nur wenn es gelingt, den Schädling bei feinem erſten Auftauchen 
unſchädlich zu machen, befteht Hoffnung, das deutſche Volk vor 
großem volkswirtſchaftlichen Schaden zu bewahren. In Frankreich 
hat das Inſekt in der kurzen Zeit, ſeitdem es ſich dort aufhält, 
ein Drittel der ganzen Bodenfläche verſeucht. 


Die Biologiſche Reichsanſtalt für Land- und Forſtwirtſchaft 
in Berlin-Dahlem, Königin⸗Luiſe⸗Straße 19, fordert jeden Land⸗ 
wirt und Gartenbeſitzer auf, fein Kartoffelgelände bis zur Ernte 
mindeſtens einmal in der Woche genaueſtens abzuſuchen und jedes 
gefährliche Inſekt oder Fraßſpuren an den Kartoffelpflanzen der 
pony zu melden. Käfer und Larven find leicht zu erfennen. Der 

oloradokäfer ift durchſchnittlich ı cm lang, oval, oben gewölbt, 
unten platt. Seine Unterſeite iſt rotgelb. 
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Am auffallendſten ſind 


ſeine hellgelben Flügeldecken, die zehn ſchwarze Längsſtreifen zeigen. 
Die häutigen Flügel ſind lebhaft roſenrot, aber in der Ruhe zu⸗ 
ſammengeſchlagen und nicht ſichtbar. Die Larven ſchlüpfen ſpäteſtens 
in 5—12 Tagen aus dem Ei aus und ſind, ausgewachſen, ungefähr 
15 mm lang. Sie haben, wie die Abbildung zeigt, einen auffallend 
dicken Hinterleib, find anfänglich rot, ſpäter orangegelb mit ſchwarzen 
Wärzchen auf jeder Seite des Körpers. Die Larve frißt während 
ihrer Entwicklung ein bis zwei Kartoffelblätter, dann ſchlüpft fie 
in die Erde, verpuppt ſich dort, um nach etwa einer Woche als 
Käfer aus der Erde zu kriechen und an die Kartoffelpflanzen 
zu gehen. 

Der Kartoffelkäfer iſt auch in Deutſchland ſchon aufgetreten, zu⸗ 
letzt 1914 bei Stade an der Unterelbe, und zwar auf einer Fläche 
von 5 ha wurde er durch Transporte aus Amerika einge⸗ 
ſchleppt. 200 Soldaten wurden aufgeboten, die das Feld gründlich 
ſäubern mußten, über 25 000 Mark wurden vom Staat dafür aus⸗ 
gegeben. Trotzdem wurden im nächſten Jahr noch vier Käfer und 
einige Eiablagen 
gefunden. Seit⸗ 
dem iſt der Käfer 
aus Deutſchland 
verſchwunden. 
Er arf auf 
keinen Fall wie⸗ 
der auftreten. 
An jeden ein⸗ 
zelnen geht dar⸗ 
um der Appell, 
das Seine dazu 
beizutragen, daß 
das Auftreten 
des Inſekts ſchon 
im Keime erſtickt 
wird. Dazu ge 
nügt die Mel⸗ 


dung an die 
obenerwähnte Millionen 1 
Stelle, am beſten eee 
unter Dorlegung 


des mit Ather, 
Benzin oder 


Benzol getöteten 
Inſekts. Die ; . 
weitere Befämp- 5 De pah 
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fung wird dann Y rers während eines 
ganz ohne Koften 
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für den Land⸗ 
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aus durchge⸗ 
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Fernsprecher F 8 2009 


einschließlich Zustellung. / Mitglieder der Deutschen 
Kolonialgesellschaft Vorzugspreise / Lassen Sie sich 
kostenlos Probenummer zusenden durch den Verlag: 


Deutsche Kolonialgesellschaft 
Berlin W 35, Am Karlsbad 10 
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beweisen wir den Wert der Krankenversicherung bei C 5 
unserer Gesellschaft. Allen Anfeindungen zum Trotz 
verteilen wir alle Uberschüsse des Jahres 1931 


restlos an unsere Versicherten und geben den Ver- 
sicherungen, welche im vergangenen Jahre schaden- 


| 
frei geblieben sind, Sammeleinband für den 
wieder 4 Monatsprämien me 


als Dividende. „Heimatdienst“ 


Durch diese hohe Gewinnbeteiligung bieten wir 
tatsächlich die 


billigste Kranken versicherung. Billiger als einbinden! 


Wir zahlen fortlaufend an Versicherungsleistungen 


RT: Der ganze Jahrgang mit seinem wertvollen Material 
täglich ca. 60000 Mark. |, einem schönen Einband mit Titeldruck, 


in Goldprägung 
durch einen Stahlstab ohne Durchlochung 


Unsere Gesamtleistungen seit 1924 belaufen sich auf 
über 110 Millionen Mark 
für Krankheitskosten, 


über 10 Millionen Mark fest, ordentlich und zweckmäßig 
für Versicherten-Dividende. aufgehoben 
Vereinigte Preis | 
Krankenversicherungs- 3 RM, spesenfreier Zusendung und bei Voraus- 
Aktiengesellschaft zahlung auf Postscheckkonto Berlin 78995 
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| Dr. Karl Schwendemann 
Der 


Auslanddeutsche Frankreich 


` Z 180 Seiten, 26 Karten und Schaubilder. Preis gebd. 5.40 RM. 
Halbmonatsschrift für Auslanddeutschtum Doppelband 27/8 der „Weltpolitischen Bücherei‘. 
und Auslandkunde 


Frankreich als außenpolitischer Faktor in 
Mitteilungen des deutschen Auslands - Instituts in Stuttgart seiner Gesamtheit und in seinen Ziel- 
a Te EEE TEE TEE E setzungen und Methoden. 


Bestellen Sie sofort dieses aktuelle Buch. 
Das führende Blatt für die Kunde vom Auslanddeutschtum Verlangen SieSonderprospekte der Welt- 


Aufsätze, Briefe aus dem Ausland, Rundschau über poli- politischen Bücherei u. des Doppelbandes 27/8. 
tische und wirtschaftliche Lage des Auslanddeutschtums, 


Nachrichten über Kirche, Schule, Presse, Kunst und Zentralverlag G. m. b. H., Berlin W 35 


Wissenschaft, Sport, deutsches Vereinswesen Im Ausland, 
über Vereinigungen der Auslanddeutschen im Reich, poli- 
tisch-parlamentarische Fragen, Wanderungswesen, Biblio- Notverkauf! 
graphie der Neuerscheinungen, Buchbesprechungen, Mit- * 
la Anzug-Stoffe 
blau und grau Woll- 
kammgarn à Meter 


teilungen aus deutschen Zeitungen und Zeitschriften des 
RM. 6.80 und 8.80 


Jahrgang XV 1932 


Umarbeitungen, neuzeitliche 
Formengestaltung, Dekoration 
werden von erstklassigem alten Fach- 
mann zu billigsten Preisen ausgeführt. 


Auslands. Monatliche Beilagen: Bilder vom Ausland- 
deutschtum. Neue Bücher. 


Der Auslanddeutsche erscheint am 1. und 15. jeden 
Monats, er wird allen Mitgliedern des Deutschen 


Auslands-Instituts, die den satzungsgemäßen 8 
Mindestbeitrag entrichten, frei ins Haus geliefert. Paul Ponsong sen,, wird gern sagedandet 


Die ausländische Deutschlandhilfe Berlin NO 35, Prenzlauer Allee 36. 


findet erstmals eine zusammenfassende Dar- 
stellung im 6. Band der wirtschaftswissenschaft- 
lichen Reihe der Schriften des deutschen Aus- 
lands-Instituts Stuttgart: 


Die Auslandshilfe für das Deutsche Reich 


von Dr. Johannes Kreyenpoth 
152 Seiten Gebunden Rmk. 5.—, geheftet Rmk, 4.—. 
Zu beziehen durch: 
Deutsches Auslands-Institut, Stuttgart 
Haus des Deutschtums 
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Verlag „Die Reichs marine“, Berlin⸗ Lichterfelde. 
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